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Die von der Staatsregierung initiierte
Reform der bayerischen Schulland-
schaft hat den BLLV mit einem Ge-
genkonzept unter dem Motto „Die
bessere Schulreform“ auf den Plan
gerufen. Mit in seinem Boot sitzen
Bayerns Sozialdemokraten,  die GEW
und ein bayerischer Elternverband.
Für  diese Gruppierung hat die Ange-
legenheit eine solche Dringlichkeit,
dass sie einen Volksentscheid an-
strebt.   

Zur Einleitung eines zunächst not-
wendigen Volksbegehrens waren
25 000 Unterschriften nötig, welche
der BLLV im Herbst freilich leicht zu-
sammenbrachte, da  er allein schon
rund 50 000 Mitglieder zählt. In ei-
nem zweiten  Schritt geht  nun vom
15. bis  28. Februar das Volksbegeh-
ren über die Bühne. Gewinnen die
Initiatoren  zehn Prozent der in Bay-
ern Wahlberechtigten für sich, dann
folgt der  Volksentscheid,  bei dem
schließlich einfache Mehrheit ge-
nügt. Der Termin für das Begehren ist
vom Bayerischen Innenministerium
so gelegt, dass im Hinblick auf Ein-
schreibungen und Klassenbildungen
für das nächste Schuljahr baldmög-
lichst Klarheit besteht. 

Mit seiner Reformidee stieß der
BLLV freilich nicht überall auf Gegen-
liebe. Gegen sein Konzept formierte
sich im Spätherbst ein „Aktions-
bündnis“, dem neben allen Verbän-
den der bayerischen Wirtschaft ver-
schiedenen anderen gesellschaftli-
chen Gruppen, vielen Einzelpersön-
lichkeiten aus Politik und Wirtschaft
auch die abl-Verbände – und damit
der VLB – angehören. Dieses Bündnis
steht unter dem Motto „Beste Bil-
dung für die Zukunft“.

Die Kontroverse zwischen der
BLLV-Seite und der Staatsregierung
trieb in den letzten Wochen und Mo-
naten dem Höhepunkt zu. Es bleibt
zu hoffen, dass dann, wenn der Bür-
ger entschieden hat, die Kontrahen-
ten zu dem Maß an Kooperation
zurückfinden, das im Interesse der

Kinder und Jugendlichen unverzicht-
bar ist.

Durch seine Mitgliedschaft im Ak-
tionsbündnis bringt der VLB zum
Ausdruck, dass er Position bezieht,
auch wenn es nicht unmittelbar um
seine  Belange geht. Er bekennt sich
zum Aktionsbündnis u. a. deshalb,
weil dieses auf der Grundlage des ge-
gliederten Schulwesens argumen-
tiert, und weil es zu der in Bayern
praktizierten „Mehrgliedrigkeit“ aus
der Sicht der beruflichen Bildung kei-
ne Alternative gibt. 

Die beruflichen Bildungsgänge
fordern dem jungen Menschen ver-
mehrt nicht nur ein solides Grund-
wissen, sondern Abstraktionsfähig-
keit ab. Immer mehr Bedeutung für
die Bewältigung künftiger berufli-
cher Anforderungen gewinnen auch
soziale Kompetenzen,  Fremdsprach-
kenntnisse und geistige Mobilität.
Immer massiver aber auch werden
die Klagen unseres Dualpartners
über  Defizite, welche die Lehrlinge
bereits in den einfachen Kulturtech-
niken haben. Die Berufsschule kann
Versäumtes nur begrenzt nachholen.
Dies ist im übrigen auch nicht ihr
Auftrag. Also muss der VLB ein nach-
haltiges Interesse an der Bildungsar-
beit der Vorläuferschulen haben. 

Insbesondere die im BLLV-Kon-
zept vorgesehene Aufbaustufe – Al-
ternative sozusagen zur sechstufigen
Realschule – fordert zum Wider-
spruch heraus: Diejenigen Schüle-
rinnen und Schüler, denen der Über-
tritt ins Gymnasium nach der 4. Jahr-
gangsstufe nicht möglich ist, sollen
in einer zweijährigen Aufbaustufe
aufgerüstet werden und den Schul-
wechsel dann nochmals versuchen
können. Dazu soll der Wille der El-
tern allein genügen. Der Unterricht
in der Aufbaustufe ist für alle Schüler
grundsätzlich gleich. Aspiranten für
den verspäteten Übertritt ins Gym-
nasium oder in die (vierstufige) Real-
schule erhalten lediglich ein paar Zu-
satzstunden in Deutsch, Englisch

und Mathematik. Am Gymnasium
sollen sie dann – in einer Klasse, wel-
che bereits zwei Jahre lang gymnasial
geschult ist – voll mithalten können,
andernfalls droht ihnen nach einem
Jahr Probezeit die Rückversetzung an
die Hauptschule. Man stelle sich den
Leistungsdruck vor, unter den die
„Ärmsten“ da geraten. Besonders
pädagogisch klingt das jedenfalls
nicht. 

Eine Rückversetzung kann stark
am ohnehin labilen Selbstwertgefühl
der Dreizehnjährigen nagen und ein
unterkühltes Verhältnis zu Schule
und Lernen nach sich ziehen. Dies
bliebe  nicht ohne Auswirkungen auf
den späteren beruflichen Bildungs-
weg.

Was wir in der beruflichen Bildung
brauchen sind junge Leute, die nicht
nur den bereits genannten Anforde-
rungen gerecht werden, die darüber
hinaus ein gesundes Selbstwertge-
fühl und eine positive Einstellung
zum Lernen mitbringen. Dies unab-
hängig davon, ob sie aus der Haupt-
schule, der Realschule oder dem
Gymnasium kommen. Freilich setzt
das auch entsprechend Vernunft bei
den Eltern voraus. Falscher Ehrgeiz
in Sachen Schullaufbahn erwies sich
allemal als schädlich.

Für vernünftiger als mit einer  Auf-
baustufe und deren Pseudodurchläs-
sigkeit zu operieren hält es der VLB
daher, konsequent zu absolvierende
Schullaufbahnen anzustreben, die
dem Jugendlichen möglichst viele Er-
folgserlebnissen vermitteln. Dabei
sollte das Berufliche – unabhängig
von der Schulart – einen hohen Stel-
lenwerte einnehmen.

Die im Reformkonzept der Staats-
regierung vorgesehene Möglichkeit
übrigens, über den M-Zug der Haupt-
schule die Mittlere Reife zu erreichen,
möge manche Eltern bewegen, künf-
tig gelassener zu reagieren.

Wie gesagt, der VLB sitzt mit im
Boot des Aktionsbündnisses. Er be-
kennt sich damit zum Reformkon-
zept der bayerischen Staatsregie-
rung, mit dem bereits Schritte zur
Schulentwicklung eingeleitet sind.
Um eine Fortschreibung der Reform
nicht aufs Spiel zu setzen, bittet der
VLB darum, das Volksbegehren nicht
zu unterschreiben.
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HERMANN SAUERWEIN

Die Arbeitsgruppe „Aus- und Wei-
terbildung“ im Bündnis für Arbeit,
Ausbildung und Wettbewerbsfähig-
keit hat es geschafft, ein Konsenspa-
pier zur strukturellen Weiterent-
wicklung der dualen Berufsausbil-
dung zustande zu bringen. Mit Be-
schluss vom 22. 10. 99 wurde ein
umfassendes Positionspapier ver-
abschiedet und kann – wie wir mei-
nen – als tragfähiges Konzept für die
weitere Diskussion um die berufli-
che Erstausbildung und die Weiter-
bildung angesehen werden.

Wir stellen Ihnen dieses Papier in
Auszügen zur Verfügung, mit der
Bitte, es an den bisher veröffentlich-
ten Papieren des DIHT, des ZDH,
der Arbeitgeber-Verbände zu spie-
geln und das Ergebnis in die Diskus-
sion vor Ort einzubeziehen.

Wir sind der Meinung, dass die in
diesem Konsenspapier gemachten
Aussagen zur Aufgabe der Berufs-
schule, zu ihrem Stellenwert, zur
Kooperation der Lernorte, ja zur
Aus- und Weiterbildung insgesamt,
eine gute Basis für die anstehende
Diskussion bilden.

Rahmenbedingungen:

Die Entwicklung hin zur Informati-
onsgesellschaft, zunehmender glo-
baler Wettbewerb und mehr Kun-
denorientierung erfordern die fle-
xible Anpassung der Arbeitsorgani-
sation und der Arbeitsverfahren an
die neuen Bedingungen. Gleichzei-
tig müssen die Möglichkeiten der
Betriebe zur Teilnahme an der Be-
rufsausbildung verbessert werden,
um nicht nur dem qualitativen Be-
darf der Wirtschaft, sondern auch
den quantitativen Herausforderun-
gen eines ausreichenden und aus-
wahlfähigen Angebots an betriebli-

chen Lehrstellen gerecht zu werden.
Deshalb muss auch die duale Be-

rufsausbildung stärker auf die sich
rasch verändernden Geschäfts- und
Produktionsprozesse ausgerichtet
werden und den Einzelnen in die
Lage versetzen, sich eigenständig,
eigenverantwortlich und flexibel
auf neue Anforderungen einstellen
zu können. Dazu müssen die Struk-
turen der dualen Berufsausbildung
noch stärker so gestaltet werden,
dass Betriebe und Berufsschulen
die erforderlichen Handlungsspiel-
räume für bedarfsgerechte Berufs-
bildungsmaßnahmen erhalten. Auf
diese Weise kann ein drohendes
Auseinanderdriften von Berufsbil-
dungs- und Beschäftigungssystem
vermieden werden. Dies entspricht
nicht nur einem wirtschaftspoliti-
schen Anliegen, sondern sichert
gleichzeitig die Zukunftschancen
der Jugendlichen.

Ausgehend von diesen Rahmen-
bedingungen haben sich die Bünd-
nispartner auf Ziele, Grundprinzipi-
en und Gestaltungsmerkmale für ei-
ne mittelfristige strukturelle Weiter-
entwicklung der dualen Berufsaus-
bildung verständigt.

Ziele der Berufsausbildung:

Die Bündnispartner sind überein-
stimmend der Auffassung, dass eine
moderne, umfassend und langfri-
stig verwertbare Berufsausbildung
darauf gerichtet sein muss:
– Die Persönlichkeitsentwicklung

junger Menschen zu befördern,
um berufliche Entwicklungs-
chancen für alle zu eröffnen,

– die Fähigkeit zum Lernen sowie
die Motivation junger Menschen
zu entwickeln, neue Anforderun-
gen zu erkennen und Qualifizie-
rungsmöglichkeiten aktiv in allen
Phasen ihres Berufslebens zu

nutzen,
– den Bedarf von Wirtschaft, Staat

und Gesellschaft an qualifizier-
ten und vielseitig einsetzbaren
jungen Fachkräften zu decken,

– den Übergang in eine Beschäfti-
gung unmittelbar im Anschluss an
die Ausbildung zu ermöglichen.
Die Strukturen des Berufsausbil-

dungssystems müssen so weiterent-
wickelt werden, dass sie den Erhalt
und die Schaffung leistungsfähiger
betrieblicher Ausbildungsplätze,
auch in wachsenden und neuen Be-
schäftigungsfeldern sowie in inno-
vativen Bereichen, befördern und
Anknüpfungspunkte für berufliche
Weiterbildung bieten.

Der Zugang zur dualen Berufs-
ausbildung, die rund zwei Drittel ei-
nes Altersjahrgangs wählen, muss
für alle Jugendlichen unabhängig
vom Schulabschluss offen stehen.
Die Verantwortlichen für das allge-
meinbildende Schulwesen in den
Ländern sind gefordert, die An-
strengungen verstärkt fortzusetzen,
damit Schulabgängerinnen und
Schulabgänger die für eine erfolg-
reiche Berufsausbildung nötige per-
sönliche und fachliche Ausbil-
dungsreife erreichen.

I. Grundprinzipien einer
modernen dualen Berufs-
ausbildung

Die Bündnispartner haben sich auf
Grundprinzipien als tragfähige Basis
für die weitere Organisation und Ge-
staltung der dualen Berufsausbil-
dung verständigt, um das duale Sy-
stem zukunftsfest zu gestalten. Dabei
ist die gemeinsame Verantwortung
der Sozialpartner für die Entwicklung
und Ausgestaltung der Ausbildungs-
berufe im Konsens unverzichtbar.

Im wesentlichen sollen folgende
Eckpunkte die Grundlage der struk-
turellen Weiterentwicklung der dua-
len Berufsausbildung bilden:
1. Ausbildungsberufe müssen sich

an für den Arbeitsprozess typi-
schen Qualifikationsbündeln für
fachlich zusammenhängende
Tätigkeiten orientieren. Sie sind
unter Wahrung des Berufsprin-
zips so zu gestalten, dass neue
Entwicklungen der Arbeitswelt in

BILDUNGSPOLITIK
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der Ausbildung dynamisch nach-
vollzogen werden können und
spezifische Ausprägungen in der
Ausbildung möglich sind.

2. Die Kombination von Lernen
und Arbeiten ermöglicht die Her-
ausbildung von beruflicher
Handlungsfähigkeit (Berufsbe-
fähigung), die auf der Grundlage
umfassender Qualifikationen ei-
nen möglichst reibungslosen
Übergang in das Erwerbsleben
gestattet. Selbständiges Planen,
Durchführen und Kontrollieren
muss dabei schon während der
Ausbildung durch die Anwen-
dung des fachlichen Wissens und
Könnens und anhand konkreter
beruflicher Aufgaben und Pro-
zesse gelernt werden.

3. Berufsausbildung schafft die Vor-
aussetzungen für Mobilität im
Beruf und am Arbeitsmarkt
durch die Vermittlung von beruf-
licher Handlungskompetenz so-
wie die Förderung der Bereit-
schaft und Fähigkeit zum lebens-
begleitenden Weiterlernen.

4. Die neuen Herausforderungen
machen es erforderlich, dass Be-
trieb und Berufsschule zum Ge-
lingen der Berufsausbildung in-
haltlich und organisatorisch
verstärkt kooperieren.

5. Aufgrund der veränderten Anfor-
derungen müssen die Prüfungen
im dualen System weiterent-
wickelt werden. Sie sollen die be-
triebliche und berufliche Realität
widerspiegeln. Dabei sind der öf-
fentlich-rechtliche Charakter
der Abschlussprüfung, eine un-
abhängige Qualitätskontrolle der
Ausbildung und bundeseinheit-
liche Standards zu gewährlei-
sten.

6. Die Schaffung von Ordnungsmit-
teln muss durch Maßnahmen zur
zügigen Implementierung in die
Ausbildungspraxis vor Ort be-
gleitet werde.

II. Gestaltungsmerkmale dua-
ler Berufsausbildung

Die Bündnispartner haben verein-
bart, die für die Durchsetzung die-
ser Prinzipien notwendigen Schritte
gemeinsam anzugehen.

1. Beschäftigungsfähigkeit durch
neue oder modernisierte, ar-
beitsmarktverwertbare Ausbil-
dungsberufe, die differenziert
und flexibel gestaltet sind

1.1. Durch zusammenfassende und
in der Ausbildung ausprägbare
Beschreibungen der Ausbil-
dungsinhalte soll die Flexibilität
und Dynamik von Ausbildungs-
ordnungen verstärkt werden.
Eine zu detaillierte Festlegung
der in der Berufsausbildung zu
vermittelnden handlungsorien-
tierten Kenntnisse, Fertigkeiten
und Fähigkeiten würde dies be-
einträchtigen.

1.2. Ein modernes Berufskonzept als
Gestaltungsprinzip für die Ord-
nung beruflicher Erstausbildung
kann nicht für alle Berufe Ni-
veau, Breite und Dauer einheit-
lich vorgeben. Die Ausrichtung
des Berufskonzepts auf die Qua-
lifikationsanforderungen in der
Arbeitswelt erfordert eine fle-
xible Handhabung mit dem Ziel,
existierende und für den Einzel-
nen mit möglichst dauerhaften
Beschäftigungsmöglichkeiten
und mit Entwicklungsperspekti-
ven verbundene berufliche
Tätigkeiten zusammenzufassen.

1.3. Berufe mit eher breiten und we-
niger tiefen fachlichen Qualifi-
kationen stehen berufsbil-
dungspolitisch gleichwertig ne-
ben anderen, die mehr in die
Tiefe gehende fachliche Qualifi-
kationen erfordern, aber weni-
ger breit angelegt sind.

1.4. Bei der Ordnung des betriebli-
chen Teils der Berufsausbildung
wird an der Bundeseinheitlich-
keit und Gleichwertigkeit der
Inhalte der Berufsabschlüsse
festgehalten; bestehender Dif-
ferenzierungsbedarf in Ausbil-
dungsberufen erfordert nicht
andere Regelungsebenen, son-
dern eine offene Ausgestaltung
der jeweiligen Ausbildungsord-
nung. Durch flexible Ordnungs-
strukturen soll den jeweiligen
Qualifikationsanforderungen
vor Ort entsprochen werden.

1.5. Um dies zu verwirklichen
• verpflichten sich die Bünd-
nispartner – unter Wahrung des

Konsensprinzips – zu einem
straffen Neuordnungsverfahren
von Ausbildungsberufen. Ver-
fahren zur Modernisierung von
Ausbildungsberufen sollen
nicht länger als 12 Monate dau-
ern, Verfahren zur Entwicklung
neuer Ausbildungsberufe nicht
länger als 24 Monate. Die Ver-
antwortung für den Erlass von
Ausbildungsordnungen liegt bei
der Bundesregierung;
• werden die Sozialpartner den
Beginn des Verfahrens zur Ent-
wicklung und Modernisierung
von Ausbildungsberufen durch
einen zügigen Abschluss des
vorangehenden Meinungsbil-
dungsprozesses beschleunigen;
• werden die Bündnispartner
die schnelle Übernahme neuer
bzw. neu geordneter Berufe in
die Ausbildungspraxis durch ge-
zielte Information und entspre-
chende Hilfen für die Ausbil-
dungsbetriebe unterstützen.

2. Wahlpflichtbausteine und Zu-
satzqualifikationen

2.1 Komplexe fachliche, fächerü-
bergreifende und personale
Qualifikationsanforderungen
der Betriebe wie auch die be-
rechtigten Erwartungen junger
Menschen an einen möglichst
reibungslosen Übergang in das
Erwerbsleben stehen nach Auf-
fassung der Bündnispartner ei-
ner Auflösung der beruflichen
Erstausbildung in schrittweise
zu erwerbende und nachgewie-
sene Teilqualifikationen entge-
gen. Das würde die Transparenz
beruflicher Abschlüsse auf dem
Arbeitsmarkt erheblich ein-
schränken und eine geringere
berufliche Mobilität der jungen
Fachkräfte zur Folge haben so-
wie den Prüfungsaufwand in
nicht kalkulierbarem Maße stei-
gern.

2.2 Deshalb halten die Bünd-
nispartner am Ziel einer aner-
kannten Berufsausbildung für
alle Jugendlichen fest.

2.3 Die Flexibilität der Berufsaus-
bildung kann durch Ordnungs-
konzepte erhöht werden, die –
als Ergänzung von für den Beruf
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gemeinsamen Qualifikationen –
unterschiedliche Kombinatio-
nen aus Wahlpflichtbausteinen
ermöglichen oder eine Diffe-
renzierung der Ausbildung ent-
sprechend dem zu wählenden
Einsatzgebiet zulassen.

2.4 Darüber hinaus sollen den Ju-
gendlichen nach Möglichkeit
Zusatzqualifikationen angebo-
ten werden, die während oder
im unmittelbaren Anschluss
an eine Berufsausbildung zu-
sätzliche vertiefte Fachkennt-
nisse und/oder berufsüber-
greifende Qualifikationen ge-
statten. Dazu gehören ergän-
zende spezifische Qualifikatio-
nen im Berufsbereich oder be-
rufs- bzw. gewerkeübergreifen-
de und regional differenzierte
Qualifikationen, die mit dem
jeweiligen Tätigkeitsbereich
korrespondieren oder ihn er-
gänzen.

3. Erhalt individueller Ausbil-
dungs- und Berufschancen
durch strukturelle Differenzie-
rung – Reaktion auf unter-
schiedliche Leistungsvermögen

3.1 Die beruflichen Anforderungen
werden sich in den nächsten
Jahren weiter wandeln, aller-
dings nicht durchgängig er-
höhen. Es wird weiterhin Ar-
beitsplätze mit weniger komple-
xen Anforderungen geben, für
die ausgebildet werden kann
und muss. Neue, für Ausbil-
dungsberufe tragfähige Tä-
tigkeitsfelder müssen nach
Überzeugung der Bündnis-
partner auch in diesem Bereich
voll ausgeschöpft werden.

3.2 Die Bündnispartner sind sich
einig, dass sich das Anspruchs-
niveau und die Verwertbarkeit
einer Berufsausbildung im Be-
schäftigungssystem nicht an
der Ausbildungsdauer bemes-
sen, sondern vor allem an den
Inhalten, die in den Ordnungs-
mitteln gefordert werden. Bei
den Neuordnungsverfahren soll
unter diesem Gesichtspunkt der
im Berufsbildungsgesetz (§ 25
und § 26) und der Handwerks-
ordnung (§ 25 und § 26) eröffne-

te Spielraum voll ausgeschöpft
werden.

3.3 Bei der Festlegung der Ausbil-
dungsdauer von Berufen
kommt es insbesondere darauf
an, wieviel Zeit zum Lernen, zur
notwendigen Einübung und
Wiederholung beruflicher Fä-
higkeiten bis zu deren sicherer
Beherrschung im Arbeitspro-
zess durchschnittlich erforder-
lich ist und nicht darauf, ob
stärker theoretische oder stär-
ker praktische Ausbildungsin-
halte vermittelt werden.

4. Prüfung und Zertifizierung er-
worbener Qualifikationen

4.1 Öffentlich-rechtliche Abschlus-
sprüfungen dienen der Feststel-
lung der Berufsfähigkeit im er-
lernten Beruf.

4.2 Handlungsorientierte Berufs-
ausbildung sowie komplexe
und zunehmend an betriebli-
chen Prozessen orientierte Aus-
bildungsinhalte müssen nach
Auffassung der Bündnispartner
stärker als bisher auch in den
Abschlussprüfungen ihre Ent-
sprechung finden.

4.3 Die Bündnispartner werden bis
Ende 2000 prüfen, ob und ggf. in
welcher Weise Leistungsfest-
stellungen der verschiedenen
Lernorte in die Abschlussprü-
fung einbezogen werden kön-
nen.

4.4 Zwischenprüfungen zur Ermitt-
lung des Ausbildungsstandes
haben nach Auffassung der
Bündnispartner im Hinblick auf
die am Ende der Ausbildung
nachzuweisende berufliche Ge-
samtqualifikation einer selbst-
ändig handelnden Fachkraft in
ihrem bisherigen Zuschnitt an
Bedeutung eingebüßt.

5. Mobilität für Entwicklung im
Beruf sowie flexiblen Einsatz auf
dem deutschen und europäi-
schen Arbeitsmarkt

5.1 In einer beruflichen Erstausbil-
dung erworbene Qualifikatio-
nen sollen den Einstieg in die
erste Berufsphase ermöglichen.
Deshalb bleibt eine breit ange-
legte Berufsausbildung mit der

notwendigen fachlichen Spe-
zialisierung notwendig. Sie
reicht aber nicht für ein ganzes
Berufsleben. Kontinuierliches,
organisiertes und selbstgesteu-
ertes Lernen im Arbeitsprozess
wird die berufliche Aus- und
Weiterbildung der Zukunft auf
allen Qualifikationsebenen prä-
gen.

5.2 Nach Auffassung der Bünd-
nispartner muss der Auftrag an
die berufliche Erstausbildung,
auf lebensbegleitendes Lernen
innerhalb und außerhalb des
Berufslebens vorzubereiten, zu
einer echten Gleichwertigkeit
von allgemeiner und berufli-
cher Bildung auch beim Zugang
zu weiteren Bildungsgängen,
einschließlich der Hochschu-
len, führen.

5.3 Die Bündnispartner sind der
Auffassung, dass im zusam-
menwachsenden Europa aus-
bildungsbezogene Aufenthal-te
im europäischen Ausland, bei-
spielsweise im Rahmen von
Austauschprogrammen,
zweckmäßig sein können, um
jungen Fachkräften frühzeitig
die Möglichkeit zum Erwerb
von Europakompetenz zu ge-
ben und sie dadurch besser auf
berufliche Aktivitäten im inter-
nationalen Kontext vorzuberei-
ten. Im Mittelpunkt dieser Aus-
landsaufenthalte sollten insbe-
sondere solche Inhalte stehen,
die für eine spätere Berufstätig-
keit von Bedeutung sind (z. B.
auch Fremdsprachenkompe-
tenz). Die Austauschprogram-
me sollen ausgeweitet und ver-
stärkt genutzt werden. Eine
Bund-Länder-Vereinbarung
„Teilnahme von Berufs-
schülern/Berufsschülerinnen
an Austauschmaßnahmen mit
dem Ausland“ ist bereits abge-
schlossen.

6. Kooperation der Lernorte
6.1 Die neuen Herausforderungen

an die duale Berufsausbildung
machen es erforderlich, dass das
Zusammenwirken von Betrieb
und Berufsschule im dualen Sy-
stem neu gestaltet wird.
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Bildungsoffensive Bayern

6.2 Die Berufsschule und die Aus-
bildungsbetriebe erfüllen in der
dualen Berufsausbildung einen
gemeinsamen Bildungsauftrag.
Die Berufsschule soll in diesem
Rahmen durch die Vermittlung
beruflicher und allgemeiner
Lerninhalte unter besonderer
Berücksichtigung der Anforde-
rungen der Berufsausbildung
ihren Beitrag leisten. Damit er-
weitert sie die vorher erworbene
allgemeine Bildung und trägt
dazu bei, zur Erfüllung der Auf-
gaben im Beruf sowie zur Mitge-
staltung der Arbeitswelt und Ge-
sellschaft in sozialer und ökolo-
gischer Verantwortung zu be-
fähigen.

6.3 Die Dualität der Lernorte erfor-
dert nach Auffassung der
Bündnispartner keinen perma-
nenten zeitlichen und inhaltli-
chen „Gleichschritt“ der Ler-
ninhalte in Betrieb und Berufs-
schule. Ebenso wie durch zeitli-

che Blöcke die Effizienz der
Lernorte gesteigert werden
kann, sind Möglichkeiten zu
prüfen, den Berufsschulunter-
richt stärker nach inhaltlichen
Blöcken zu gliedern. Die be-
triebliche Ausbildung an kon-
kreten beruflichen Tätigkeiten
kann so durch die Vermittlung
grundlegender allgemeiner
und berufsbezogener Qualifi-
kationen und von systemati-
schen Zusammenhängen in
der Berufsschule an geeigneter
Stelle im Ausbildungsprozess
wirksamer unterstützt werden.
Zur Verbesserung der Lernan-
gebote in Betrieb und Berufs-
schule sollten die Möglichkei-
ten selbstorganisierten, durch
neue Medien unterstützten
Lernens verstärkt genutzt wer-
den.

6.4 Nach gemeinsamer Auffassung
der Bündnispartner müssen die
Berufsschulen modern ausge-

stattet sein, um die neuen An-
forderungen an eine moderne
Berufsausbildung erfüllen zu
können. Länder und Kommu-
nen sind hier gefordert, ihre
darauf gerichteten Anstrengun-
gen verstärkt fortzusetzen. Die
Betriebe werden aufgefordert,
zur Verbesserung der Koopera-
tion der Lernorte auch durch
die Bereitstellung von Prakti-
kumsplätzen im Rahmen der
Aus- und Fortbildung der Leh-
rerinnen und Lehrer beizutra-
gen. Die Bündnispartner haben
sich darauf verständigt, sich
verstärkt für die Ausbildung ei-
nes ausreichenden Nachwuch-
ses an Berufsschullehrern und
Berufsschullehrerinnen einzu-
setzen.

6.5 Der Bund wird die Entwicklung
regionaler Kompetenzzentren
als Kooperationspartner in der
dualen Berufsausbildung in Pi-
lotprojekten fördern.
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Über Schule wird wieder viel geredet
und geschrieben, über Schülerlei-
stungen (TIMS) ebenso wie über die
Leistungsfähigkeit unseres Schulsy-
stems. Dabei sind kritische Stimmen
nicht zu überhören, wenn beispiels-
weise immer wieder bemängelt
wird, dass Wissen und Können der
Schulabsolventen nicht mit den ver-
änderten Anforderungen in der Be-
rufs- und Arbeitswelt Schritt halten.
Wir müssen diese Kritik ernst neh-
men, denn in der Wissensgesell-
schaft der Zukunft bestimmt die
Qualität von Bildung und Ausbil-
dung mehr denn je die Lebenschan-
cen junger Menschen und die Wett-
bewerbschancen der Wirtschaft.
Um mitzuhalten in der internatio-
nalen Konkurrenz, hat Bayern mit
der „Bildungsoffensive Bayern“ den
Startschuss gegeben für eine umfas-

sende Erneuerung der Schulen. Die-
se Bildungsoffensive hat drei we-
sentliche Zielsetzungen:

– Innere Schulentwicklung
Sie umfasst all die Maßnahmen,
die zu einer Verbesserung der Ar-
beit in der Schule beitragen. Dazu
gehören die Entwicklung eines
Schulprofils beim Unterrichtsan-
gebot oder auch bei Angeboten
außerhalb des Unterrichts; die
Weiterentwicklung der Teamfähig-
keit der Lehrerkollegien durch stär-
keren Austausch und intensivere
Zusammenarbeit auch bei der Ver-
besserung der Qualität von Unter-
richt; die bessere Einbeziehung
von Eltern und Jugendlichen in die
schulische Arbeit; eine verstärkte
Eigenverantwortlichkeit der Schu-
le als Voraussetzung für solche Ent-
wicklungen; Veränderungen in der
Lehrerausbildung und bei der Fort-
bildung.

– Ausbau des Betreuungsangebots
nach dem Unterricht
Aufbauend auf bereits vorhande-
nen Einrichtungen wird bis zum
Sommer 2000 ein Konzept erar-
beitet, das die schrittweise Ein-
führung eines vielfältigen Mittags-
und Nachmittagsangebots für
Kinder und Jugendliche zum Ziel
hat. Gerade wegen der zu-
nehmenden Berufstätigkeit beider
Elternteile gewinnt dieses Betreu-
ungsangebot nach dem Unterricht
immer mehr an Bedeutung.

– Strukturelle Veränderungen im
Schulsystem
Sie betreffen die Umgestaltung
des Schulaufbaus, die Weiterent-
wicklung von Stundentafeln und
die Profilierung von Abschlüssen.
Beispiele hierfür sind die Refor-
men an Hauptschule, Realschule
und Wirtschaftsschule (siehe  Ka-
sten S. 10).
Insbesondere die geplanten struk-
turellen Änderungen an Haupt-
schule und Realschule sind späte-
stens seit der Einleitung eines



Volksbegehrens durch den BLLV
mit Unterstützung von  SPD und
DGB in den Mittelpunkt der bil-
dungspolitischen Diskussion
gerückt. Die Bayerische Staatsre-
gierung hat die geplanten Refor-
men in einem Gesetzentwurf for-
muliert, über den der Bayerische
Landtag in den zuständigen Aus-
schüssen zwar bereits beraten,
aber im Hinblick auf das eingelei-
tete Volksbegehren noch nicht ab-
schließend entschieden hat. Für
die Vertreter der beruflichen Bil-
dung, insbesondere für die Lehrer
an beruflichen Schulen, stellt sich
vor allem die Frage:
Was bringen die geplanten struk-
turellen Änderungen im Schul-
system für die Weiterentwicklung
der beruflichen Bildung; mit wel-
chen Verbesserungen können die
beruflichen Schulen als Abneh-
mer der Jugendlichen aus der neu-
en Hauptschule und Realschule
rechnen?

Bildungspolitische Hinter-
gründe

Wesentliche Leitlinien für die Verän-
derung von Haupt- und Realschule
sind die Anerkennung der individu-
ellen Begabungen und die Berück-
sichtigung unterschiedlicher Lern-
weisen von Kindern und Jugendli-
chen. Sie sollen über ein differenzier-
tes und durchlässiges Schulwesen
und durch eine an ihren Begabungen
orientierte Förderung möglichst
große Chancen für schulischen Er-
folg erhalten und aus einer Vielfalt
von qualitativ hochwertigen Ab-
schlüssen wählen können. Als Ergeb-
nis der bildungspolitischen Diskussi-
on in den 70er Jahren bleibt festzu-

halten, dass sich Gesamtschule, Ori-
entierungsstufe und das Bildungsziel
Abitur für alle nicht bewährt und
demzufolge auch nicht durchgesetzt
haben. Bayern hat sich dem schuli-
schen Nivellierungstrend stets wider-
setzt und stattdessen sein geglieder-
tes Schulwesen fortentwickelt. Un-
terschiedliche Begabungen benöti-
gen verschiedene Schularten mit je-
weils eigenem Profil und eigener Art
des Unterrichtens. Das Anliegen der
eingeleiteten strukturellen Reformen
ist der weitere Ausbau und die bega-
bungsgerechte Differenzierung von
Haupt- und Realschule, um den Ju-
gendlichen ein solides Fundament
an Wissen, das Denken im größeren
Zusammenhängen, die Fähigkeit zu
lebenslangem Lernen und mehr Ent-
scheidungskompetenz zu vermitteln
und sie damit auf die Anforderungen
der Berufsausbildung und Arbeits-
welt vorzubereiten. 

Mittlerer Abschluss und Praxis-
klassen an der Hauptschule,
Sechsstufige Realschule

Die Möglichkeiten, an der Haupt-
schule einen mittleren Schulab-
schluss zu erreichen, sollen flächen-
deckend ausgebaut werden. Ab der
7. Klasse kann die
Förderung ent-
sprechend be-
gabter Schülerin-
nen und Schüler
im „M-Zug“ (M-
Klassen, M-Kur-
sen) erfolgen. Da-
mit gibt es an der
Hauptschule ei-
nen vierjährigen
Weg zum mittle-
ren Schulab-
schluss, der den
einjährigen, stark
komprimierten
Bildungsgang der F 10 ablöst, nicht
mehr also wie bisher auf ein Jahr in
der 10. Klasse begrenzt.

Für Schülerinnen und Schüler mit
großen Lernproblemen, die vor der
Schulentlassung stehen und deutliche
Schwierigkeiten haben, den Haupt-
schulabschluss zu bestehen, werden
Praxisklassen eingerichtet. In diesen
Klassen sollen die Jugendlichen in Be-

trieben am Ort, in Werkstätten außer-
schulischer Partner oder in Berufs-
schulen praktische Erfahrungen sam-
meln. Die in der praktischen Arbeit
vermittelten Erfolgserlebnisse sollen
zugleich die Persönlichkeitsentwick-
lung stärken. Auch durch die Verbes-
serung der Kenntnisse in Deutsch,
Mathematik und Arbeitslehre sollen
die Chancen auf einen Ausbildungs-
platz und für den Hauptschulab-
schluss verbessert werden.

Die Realschulen sollen u. a. auch
aufgrund der äußerst positiven Er-
gebnisse des 1992 begonnenen
Schulversuchs sechsstufig ausgebaut
werden (R 6). Dieser Schulversuch
hat gezeigt, dass Schülerinnen und
Schüler durch das längere und konti-
nuierliche Lernen bessere Leistun-
gen als in der vierstufigen Realschule
erbringen und die Zahl der Wieder-
holer drastisch sinkt. Auch bleibt vie-
len Kindern, für die die Realschule
der richtige Schultyp ist, der bisher
häufig gewählte Umweg über das
Gymnasium, der oft mit Misserfolgs-
erlebnissen und Frustration verbun-
den war, erspart. Die R 6 kann ein
breiter angelegtes Bildungskonzept
umsetzen, durch das die Qualitäts-
standards im mathematisch-natur-
wissenschaftlichen Bereich sowie in

den Sprachen deutlich besser erfüllt
werden.

Auswirkungen der Schulreform
auf die berufliche Bildung:

– Verbesserter Übergang ins Be-
rufsleben durch die einjährige
Praxisklasse an der Hauptschule
Beim Übergang von der Haupt-
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schule in die Berufsausbildung
haben wir seit Jahren einen Anteil
von etwa 12 % Jugendlicher mit
Lernproblemen und sozialen De-
fiziten, die keinen Hauptschulab-
schluss erreichen und demzufolge
Probleme haben, einen Ausbil-
dungsplatz zu finden. Die Erfah-
rungen aus einer Vielzahl von Mo-
dellversuchen zeigen, dass diesem
Personenkreis am besten geholfen
werden kann, wenn bereits in der
Hauptschule neben dem schuli-
schen Lernen in größerem Um-
fang auch betriebliche Erfahrun-
gen gewonnen werden. Diese In-
tensivierung der Zusammenarbeit
von Schulen und Betrieben und
die damit einhergehende Stär-
kung des außerschulischen Praxi-
santeils führt zu einer wesentlich
besseren Vorbereitung der Ju-
gendlichen auf die Anforderungen
des beruflichen Lebens. Damit
werden die Chancen auf einen
Ausbildungsplatz erheblich ge-
steigert. Für Schülerinnen und
Schüler die diesen Sprung noch
nicht schaffen, stehen die berufs-
vorbereitenden Maßnahmen der
Arbeitsverwaltung sowie das Be-
rufsvorbereitungsjahr der Berufs-
schule weiterhin zur Verfügung.
Hier bedarf es noch einer verbes-
serten inhaltlichen und organisa-
torischen Abstimmung zwischen
Praxisklassen und den berufsvor-
bereitenden Maßnahmen.
Insgesamt gesehen, werden die
Praxisklassen für die Lern-
schwächeren wesentliche Verbes-
serungen an der Schwelle des
Übergangs von der Hauptschule in
die Berufsausbildung und das Ar-
beitsleben bringen. Parallel dazu
müssen auf Bundesebene auch die
Bemühungen zur Schaffung von
Ausbildungsberufen für mehr prak-
tisch begabte Jugendliche verstärkt
werden. Die bayerische Staatsregie-
rung hat hierzu im Rahmen des
Bündnisses für Arbeit Initiativen
ergriffen und die Bundesregierung
zum Handeln aufgefordert sowie
die Sozialparteien, insbesondere
die Gewerkschaften, gebeten, tarif-
politische Bedenken zurückzustel-
len und rasch praktikable Lösungen
des Problems zu finden.

– Mehr Qualität durch neue mittle-
re Schulabschlüsse
Die Entwicklungen in der dualen
und in der vollzeitschulischen Be-
rufsausbildung zeigen, dass die
Anforderungen an die schulische
Vorbildung bei einem Teil der Be-
rufe, z. B. im technischen Sektor
sowie im Dienstleistungsbereich
ständig steigen. In diesen Berufs-
feldern ist die Vorgabe, dass jede
Berufsausbildung im dualen Sy-
stem auf dem Hauptschulab-
schluss aufbauen müsse, längst
von der Realität überholt worden.
Ohne einen guten mittleren Schul-
abschluss sind bestimmte neue
Berufe, wie z. B. die IT-Berufe, aber
auch „klassische“ Berufe wie z. B.
der Bankkaufmann, kaum noch zu
erreichen. Ähnliches gilt für die
vollzeitschulische Berufsausbil-
dung. Bei den Bildungsgängen für
Assistenten war ohnehin seit jeher
ein mittlerer Schulabschluss be-
reits Zulassungsvoraussetzung.
Diesen Entwicklungen muss das
Schulwesen Rechnung tragen, um
die zukünftigen Herausforderun-
gen bestehen zu können.

– Neuer mittlerer Schulabschluss
an der Hauptschule
Bislang war die Möglichkeit zum
Erwerb eines mittleren Schulab-
schlusses an der Hauptschule be-
grenzt auf die freiwillig besuchte
10. Klasse, die auf die 9. Klasse
„aufgesetzt“ war. Der M-Zug (M-
Klasse, M-Kurs) bietet erstmals im
Schuljahr 1999/2000 einen vier-
jährigen Bildungsgang, der in ei-
genen Klassen und Kursen sowie
mit einer eigenen Abschlussprü-
fung in der 10. Klasse zum mittle-
ren Schulabschluss führt.

Mit der Möglichkeit den mittleren
Schulabschluss zu erwerben, wird
die Hauptschule künftig eine An-
gebotsschule – wie das Gymnasi-
um, die Realschule oder die Wirt-
schaftsschule.
Die Schülerinnen und Schüler
können innerhalb der eigenen
Schulart Hauptschule über vier
Jahre konsequent auf den mittle-
ren Schulabschluss vorbereitet
werden. Der M-Zug legt seine
Schwerpunkte auf die Fächer
Deutsch, Mathematik, Englisch
sowie das Lernfeld Arbeitslehre
und die verstärkte Vorbereitung
auf das Wirtschafts- und Arbeitsle-
ben. Mit diesem mittleren Ab-
schluss steht eine qualifizierte
Ausbildung auch in anspruchsvol-
len Berufen offen. Die Berufsschu-
le und die Berufsfachschulen wer-
den somit künftig auch aus der
Hauptschule ein größeres Potenti-
al an qualifizierten Schülerinnen
und Schüler für die Berufsausbil-
dung erhalten.
Die Steigerung der Qualität wird
sich darüber hinaus auch auf die
Fachoberschule (für Bewerber oh-
ne Berufsausbildung) sowie auf
die Berufsoberschule (für Bewer-
ber nach abgeschlossener Berufs-
ausbildung) positiv auswirken.

– Neue Abschluss der R6
Die sechsjährige Realschule kann
ein breiter angelegtes und vertief-
teres Bildungsangebot umsetzen
als die vierjährige. Sie findet mehr
Zeit für schüler- und handlungso-
rientierte Unterrichtsmethoden
und die damit verbundene Anbah-
nung von Schlüsselkompetenzen,
die auch für die Berufsausbildung
und das Berufsleben von immer
größerer Bedeutung werden. Die
erhöhte mathematisch-naturwis-
senschaftliche und sprachliche
Kompetenz entspricht den Anfor-
derungen der Wirtschaft ebenso
wie das Angebot einer zweiten
Pflichtsprache (Europatauglich-
keit). Insgesamt kann die Berufs-
ausbildung durch die strukturel-
len Änderungen an der Realschule
insbesondere in den theoretisch
anspruchsvollen Berufen mit ei-
ner deutlich besseren Abschluss-
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leistungen der Jugendlichen rech-
nen, weil durch die sechsjährige
kontinuierliche Bildungs- und Er-
ziehungsarbeit höhere Qualitäts-
standards erreicht werden. 
Auch bei der Fortsetzung der Bil-
dungslaufbahn von Realschulabsol-
venten in der Fachoberschule und
Fachhochschule sowie in der Beruf-
soberschule (mit Berufsausbildung)
und Universität sind aufgrund der
fundierteren Vorbildung an der R6
positive Effekte zu erwarten.

Bayerische Schulwesen garan-
tiert weiterhin Qualität

Die eingeleiteten Reformen wurden
vor allem auch mit Blick auf die ge-
wandelten Anforderungen in der Be-
rufs- und Arbeitswelt konzipiert. Die
Palette der beruflichen Anforderungs-
profile ist hoch differenziert. Die An-
forderungen und Tätigkeiten in der
arbeitsteiligen Berufswelt sind so un-
terschiedlich wie die Begabungen und
Neigungen unserer Kinder und Ju-
gendlichen. Es ist daher eine der
wichtigsten Aufgaben von Schule und
Bildung, diesen individuellen Anla-
gen Raum zu geben, sie möglichst
früh zur Entfaltung zu bringen und
durch differenzierte Bildungsangebo-
te das gesamte Leistungspotential der
Heranwachsenden auszuschöpfen.

Nur ein nach Anforderungsprofi-
len und Abschlüssen gegliedertes
Schülerwesen ist dazu in der Lage.
Nicht die Vereinheitlichung von Bil-
dungsgängen durch Gesamtschule,
Orientierungsstufe bzw. Aufbaustufe
ist „die bessere Schule“. Wer dies
heute immer noch behauptet, ne-
giert jahrzehntelange Negativerfah-
rungen, auch und insbesondere in
der beruflichen Bildung. Die recht-
zeitige begabungs- und leistungsge-
rechte Differenzierung in verschie-
denen Schularten in Verbindung mit
Offenheit und Durchlässigkeit zwi-
schen den Schullaufbahnen ist der
richtige Weg. Die Erfolge bayerischer
Schul- und Bildungspolitik zeigen,
dass es gilt, diesen Weg weiterzuent-
wickeln, um die Herausforderungen
des internationalen Wettbewerbs,
der neben der Wirtschaft längst
schon die Bildungssysteme erfasst
hat, zu bestehen.
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Reform der Wirtschaftsschule: Einführung der zweistufigen
Form

Weniger spektakulär, aber auch weniger umstritten ist die Reform der Wirtschafts-
schule. Ab Schuljahr 2000/2001 soll die zweijährige Wirtschaftsschule neu einge-
führt werden. Der Entwurf zur Änderung des Bayerischen Erziehungs- und Unter-
richtsgesetzes, der derzeit vom Bayerischen Landtag beraten wird, sieht eine ent-
sprechende Ergänzung des Artikels 14 vor. Sollte der Bayerische Landtag dieser Er-
gänzung zustimmen, was nach dem Ergebnis der Beratungen in den Ausschüssen
zu erwarten ist, gibt es zukünftig die Wirtschaftsschule in zwei-, drei- und vierjähri-
ger Form. Alle drei Bildungsgänge verleihen nach bestandener Abschlussprüfung
den Wirtschaftsschulabschluss, der in bewährter Weise die berufliche und allge-
meine Bildung miteinander verbindet und einem mittleren Schulabschluss gleich-
gestellt ist. 

Die neue zweijährige Wirtschaftsschule ist ein Bildungsangebot, das sich beson-
ders an Hauptschulabsolventen mit Quali richtet und ihnen den Weg in anspruchs-
volle kaufmännische und verwaltende Ausbildungsberufe ebnet. Der Bildungsgang
steht aber auch Jugendlichen aus der 9. Klasse der Realschule oder des Gymnasium
offen, die sich gezielt auf den Eintritt ins Berufsleben vorbereiten wollen. Noch mehr
als bei der drei- und vierstufigen Wirtschaftsschule betont die zweistufige Wirt-
schaftsschule die wirtschaftsberuflichen Fächer. Nahezu 60 Prozent des Unterrichts
entfallen auf diesen Bereich; rechnet man den wirtschaftsenglischen Anteil des Fa-
ches Englisch hinzu, sind es sogar deutlich mehr als 60 Prozent.

Die Einführung der zweistufigen Wirtschaftsschule wurde durch einen Schulver-
such an staatlichen Wirtschaftsschulen sorgfältig vorbereitet. Die bisherigen Ergeb-
nisse der Schülerinnen und Schüler des Schulversuches in den Abschlussprüfun-
gen, die mindestens ebenso gut, teilweise sogar besser waren als die ihrer Mitschüler
aus der drei- und vierstufigen Wirtschaftsschule, sind ein zuverlässiges Indiz dafür,
dass das Konzept stimmt. Die Konzentration des Unterrichts auf die Wirtschafts-
fächer sowie die für alle Schülerinnen und Schüler obligatorische Arbeit in der
Übungsfirma haben sicher zu diesem positiven Ergebnis beigetragen. Die Grund-
struktur der Stundentafel des Schulversuchs soll deshalb weitgehend übernommen
werden, ebenso die Aufnahmebedingungen. 

Mit der gesetzlichen Verankerung der zweistufigen Wirtschaftsschule kann die-
ses Bildungsangebot auch an den kommunalen und privaten Wirtschaftsschulen
eingerichtet werden. Die bisherigen besonderen 9. Klassen der Wirtschaftsschule,
die ausschließlich Hauptschülern mit Quali offenstanden, werden eingestellt. Das
neue Bildungsangebot ist deutlich besser auf die Vorbildung der Hauptschulabsol-
venten zugeschnitten und ist somit weit mehr als ein Ersatz für die besonderen 9.
Klassen. 

Weiterentwicklung der Stundentafel

Sobald der Gesetzgeber die Aufnahme der zweistufigen Wirtschaftsschule in das
Bayerische Erziehungs- und Unterrichtsgesetz beschlossen hat, was noch in diesem
Schuljahr zu erwarten ist, muss die Wirtschaftsschulordnung entsprechend geän-
dert werden. Diese Änderung soll zum Anlass genommen werden, auch die Stun-
dentafel der Wirtschaftsschule weiterzuentwickeln und der Entwicklung im Bereich
der beruflichen Qualifikationsanforderungen einerseits und im Bereich der Infor-
mations- und Kommunikationstechniken andererseits anzupassen. Dabei stellt sich
unter anderem die Frage, welcher Stellenwert der Schreibtechnik in der Wirt-
schaftsschule weiterhin zukommt. Nach unseren Planungen soll Kurzschrift
zukünftig nicht mehr für alle Schülerinnen und Schüler verpflichtend angeboten,
sondern in das Wahlpflichtfach Bürokommunikation integriert werden. Textverar-
beitung soll hingegen Pflichtfach bleiben. Außerdem ist daran gedacht, die Mög-
lichkeiten für Projektarbeit auszuweiten, auch unter Einbeziehung der Textverar-
beitung, und die Stundentafel zu flexibilisieren, um den Gestaltungsfreiraum der
Schulen zu erweitern. So ist unter anderem vorgesehen, dass
– der Unterricht in einzelnen Pflichtfächern ganz oder teilweise in ein anderes

Schuljahr verlagert werden kann,
– über die Stundentafel hinaus bis zu zwei Wochenstunden allgemeinbildender

oder fachlicher Pflicht- oder Wahlpflichtunterricht (ausgenommen in Prüfungs-
fächern) erteilt  werden kann und

– der Wahlfachkatalog gestrichen wird und die Schulen über die Einrichtung von
Wahlfächern entscheiden.
Die geplanten Änderungen der Schulordnung und der Stundentafel erfolgen in

enger Abstimmung mit den Lehrerverbänden, den Eltern und der Wirtschaft. Aus
heutiger Sicht ist davon auszugehen, dass die Änderungen der Stundentafel ab
Schuljahr 2000/2001 wirksam werden. Thomé/Sachsenröder



11akzente 02/00

Von Reformvorschlägen und Reform-
bedürftigkeit im Bildungswesen ist
zur Zeit nicht nur gelegentlich die Re-
de, das Bedürfnis zu reformieren
zeigt sich bei jedem Blick in Fachzeit-
schriften, Verbandszeitschriften und
bei vielen ministeriellen Verlautba-
rungen. Je allgemeiner die pädagogi-
schen Gestaltungsbereiche und je
größer die Institutionen sind, desto
anspruchsvoller klingen die Forde-
rungen nach Reformen und die Vor-
schläge für die Durchführung. So ver-
breiten sich mit großer Geschwindig-
keit Begriffe, welche vorgeben, einen
neuen Theorieansatz in Didaktik und
Methodik zu enthalten und sie wer-
den schnell geläufig. Als Beispiele
seien „Handlungsorientierter Unter-
richt“, „Projektunterricht“, „an neue
Sozialstrukturen angepasster Unter-
richt“,  „sich an neuen Medien aus-
richtender Unterricht“ angeführt:
Schlagwörter ersetzen schnell die Be-
griffe, aber die Genauigkeit der Be-
griffe, wenn sie je bestanden hat, lei-
det unter der Geschwindigkeit und
der Verbreitung. Schlagwörter er-
möglichen den Rückzug aufs Unver-
bindliche, bilden aber noch lange
nicht die Grundlage für eine wirkli-
che Reform. 

Je konkreter und beweiskräftiger
die Reformansätze in schulischen In-
stitutionen werden sollen, desto
schwieriger gestalten sich ihre prak-
tische Verwirklichung und Be-
währung. Vielfach gerät, was als Re-
form gedacht war, zur Farce und zum
Aktionismus. Welcher didaktische
Nutzen, welcher pädagogische Ge-

winn von manchem „Projekt“, von
manchem xy-orientierten Unterricht
übrigbleibt, zieht man die Anteile ab,
die dazu dienen, das Ganze für
Schüler schmackhaft, d.h. in Wirk-
lichkeit unterhaltend zu machen,
weiß jeder erfahrene und in diesen
Unterrichtsweisen geübte Lehrer.
„Flexibilisierung“, „Kommunikati-
onstraining“, Selbststeuerung und
Selbsterfahrung sind für Schüler mo-
tivierend und notwendig, sie dürfen
aber nicht in eine Art von Selbstüber-
lassung ausarten, weil sonst der Auf-
wand in keinem gesunden Verhältnis
mehr zum Lerngewinn steht. „Trial
and error“ gehört zum Forschergeist,
darf aber nicht zur Fallenstellerei
werden. Moderne Verfahren, ausge-
geben als Unterricht versuchen oft
die pädagogischen Irrtümer zu besei-
tigen, die es ohne sie nicht gäbe – um
es in Anlehnung an einen Aphoris-
mus (Lichtenberg) zu sagen.

Was auffällt, ist der Trend, alles,
was technisch aufwendig und mach-
bar ist, auch für pädagogisch sinnvoll
und wünschenswert zu erachten:
Nicht nur, dass das Mittel den Zweck
zu heiligen scheint, das Mittel wird
überdies immer mehr dem Zweck
gleichgesetzt.

Am Beispiel Computer: Die Freu-
de über die schnell gewonnene Viel-
falt und Menge der Informationen al-
so über das „Was“ verdrängt die we-
sentlichere Frage nach dem „Woher“,
dem „Warum“, dem „Wozu“ und die
entscheidende Frage nach Qualität
und Wahrheit. Das Werkzeug ist zum
Werkstück geworden. 

Am Beispiel Naturwissenschaft:
Die Naturwissenschaftler suchen, fin-
den und sammeln Kenntnisse um der
Kenntnisse und der Erkenntnis willen.
Die Frage nach der Verantwortbarkeit,
die mit der Anwendung und Ausbeu-
tung wissenschaftlicher Erkenntnisse
verbunden ist, stellen sie beim For-
schen nicht und sie lehnen auch jede
Verantwortung ab. Die Pädagogik
muss aber über die „Pädagogikwis-
senschaft“ hinaus gehen. 

Am Beispiel Wirtschaft: Sie setzt
insgeheim ihr eigentliches Ziel, die

Bedürfnisbefriedigung, die Bedarfs-
deckung mit den Begriffen Bedürf-
nisweckung und Profitmaximierung
gleich, ohne Rücksicht auf die Frage,
ob sie um des schnell greifbaren Pro-
fits willen mehr vernichtet als sie zu
erzeugen imstande ist. Die Pädago-
gik darf nicht denselben Weg gehen. 

Woran fehlt es? Notwendig ist eine
Neubesinnung, vielleicht auch eine
Rückbesinnung.

Notwendig ist die Besinnung auf
die Ziele. Was wollen wir überhaupt?
Wenn es nur um die Erlernung von
(beruflichen) Fertigkeiten geht, dann
könnte man wohl die Schule in die
Betriebe verlagern, hierzu bedarf es
keinerlei staatlicher Förderung und
Einmischung. Wenn es nur um „Ver-
mittlung von Wissen“ geht, auch
dann böten betriebliche Ausbil-
dungsstätten vereinzelt möglicher-
weise sogar den effizienteren Weg,
insbesondere angesichts der zuneh-
menden Spezialisierung.

Es scheint, dass die einzige Recht-
fertigung für eine staatlich verant-
wortete Schule in dem Bereich liegt,
der anscheinend bewusst vernach-
lässigt oder gar geleugnet wird: Die-
sem Bereich sind alle Fragen nach
den Grundwerten menschlichen
Handelns zugeordnet. 

Mag es zum Beispiel in Verbin-
dung mit Fragen der Wirtschaft
(Wirtschaftslehre) sinnvoll sein, die
Entstehung des BIP (Bruttoinlans-
produkt, ähnlich Bruttosozialpro-
dukt), seine Größe, seine Verwen-
dung zu kennen, wichtig und uner-
lässlich ist es, z. B. nach dem Zusam-
menhang von BIP und Lebensqua-
lität zu fragen oder die Art der Pro-
dukte und der Produktion zu beurtei-
len. Mag es zum Beispiel bei der In-
formation der Schüler über rechtli-
che Vorschriften (Rechtskunde)
zweckmäßig sein, die Verjährung von
Schulden und ihre Fristen zur Kennt-
nis zu bringen, die Frage nach dem
moralischen Fortbestand der Schul-
digkeit darf nicht vernachlässigt wer-
den. Mag es zum Beispiel in Verbin-
dung mit dem Training des mündli-
chen und schriftlichen Ausdrucks
(Deutsch) sinnvoll sein, elegante und
durchgestylte Geschäftsbriefe zu ver-
fassen, so ist es unerlässlich, bei den
Schülern die Frage nach der Wahr-
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heit des Inhalts zu wecken. In einer
betrieblichen Schule, deren Effizienz
am Ende unter betriebswirtschaftli-
chen Gesichtspunkten gemessen
wird, bleiben bestimmte Fragen aus-
gespart, die zu stellen die vorrangige
Aufgabe der staatlichen Schule ist,
welche auch die Aufgabe hat, Auf-
sicht zu üben. Daraus leitet sie auch
ihre Existenzberechtigung ab. Wenn
aber dort das Erreichen von „Schlüs-
selqualifikationen“ im Sinne von in-
strumentalen Fertigkeiten das höch-
stes Ziel ist, aber die Vorstellung von
Tugenden (ein unnötig gefürchteter
Begriff) und das Insistieren auf ihnen
als überflüssiges, moralisches, viel-
leicht gar als fortschrittshinderliches
und lästiges Beiwerk gilt, wenn dies
so wäre, dann bedürfte es des dualen
Systems nicht mehr. Dann wäre aus
Kostenersparnisgründen eine Priva-
tisierung der Berufsschulen anzu-
streben. Dann hätten Pädagogen wie
Aloys Fischer und Georg Kerschen-
steiner ausgedient.

Notwendig ist auch die Neubesin-
nung auf die Aufgaben und Bedeu-
tung der Lehrerinnen und Lehrer. Sie
dürfen sich nicht umfunktionieren
oder degradieren lassen. Ihr Auftre-
ten wird öfters gleichgesetzt mit der
aus dem Fernsehen bekannten und
dort sicher berechtigten Rolle des
Moderators. Aber der Vergleich muss
zu Ende gedacht werden: Unterricht
im Stil von Talkshow und Zuschauer-
beschäftigung, gemessen an Ein-
schaltquoten? Während sich die Ein-
sicht breit macht, dass die Schule, al-
so die Lehrer, immer mehr dort ein-
springen müssen, wo das Elternhaus
fehlt oder seine Aufgabe nicht mehr
erfüllen kann, verengen manche mo-
derne Repräsentanten der Pädagogik
die Rolle des Lehrers auf seine Tätig-
keit der Wissensvermittlung, auf
Gruppenbetreuung und Lernorgani-
sation. Wenn in der Schule auf er-
ziehliches Wirken immer mehr ver-
zichtet wird, hat das mit Fortschritt
nicht das Mindeste zu tun, im Gegen-
teil: Es ist ein Rückschritt hinter die
Einsichten aller bedeutenden Pä-
dagogen. Denn ihre Ideen enthüllten
sich aus oft bitteren Erkenntnissen
und Erfahrungen. Ihre Lehren sind
nicht so selbstverständlich, dass es
nicht wert wäre, sie neu zu studieren.

Notwendig ist eine Neubesinnung
auf die Aufgaben der Schulpolitik.
Ein Staat, der darauf verzichten soll-
te, sich in seinen Schulen zu allge-
mein anerkannten und tradierten
Werten zu bekennen und diese zu
fördern, kann getrost die Schule pri-
vatisieren, gerade im beruflichen
Schulwesen. Er würde sich aber auch
seiner hoheitlichen Aufgabe entzie-
hen. Die berufliche Schule  bindet
sich selbst und ihre Zöglinge an Wer-
terkenntnisse. Diese sind aber nicht
behindernd, sondern in Wirklichkeit
befreiend, Weg bahnend, fürsorglich
und nur gelegentlich repressiv.
Während ein autoritär geführter
Staat sich das Recht nimmt, nur ein-
zelne, bestimmte Werte festzulegen
und zuzulassen, hat eine demokrati-
sche Regierung die Pflicht, die Fülle
der Werte und mögliche Konflikte
aufzuzeigen und die Konsequenzen
der diversen Wertentscheidungen
und Wertenthaltungen vor Augen zu
zuführen. Voraussetzung hierfür ist
freilich, dass die Politik selbst nicht
dem Zeitgeist hörig, sondern noch
frei genug ist, ihre über den Augen-
blick hinausgehenden Aufgaben zu
erfüllen. Voraussetzung ist ferner,
dass führende Politiker nicht nur rea-
gierend und pragmatisch tätig sind,
sondern vorausschauend und pla-
nend. Politische Repräsentanten
müssen neben der Aufgabe, alle ge-
sellschaftlichen Erfordernisse und
Interessen wahrzunehmen und ih-
nen gerecht zu werden, auch die
Fähigkeit und Kraft haben, Ideen ge-
bend zu gestalten und zu lenken. Für
Bayern ist dieser Auftrag in seiner
Verfassung in Artikel 131 niederge-
schrieben. Er ist nicht nur Pro-
grammsatz oder romantische Inter-
punktion, sondern höchste gesetzli-
che Vorschrift. 

Notwendig ist auch die Neubesin-
nung auf  die Anforderungen, die an
die Lehrerinnen und Lehrer zu stel-
len sind. Der „programmierte Unter-
richt“ hat bewiesen, dass auf die
führende, strenge und liebende Hand
der Lehrerinnen und Lehrer nicht zu
verzichten ist. Es ist die Hand, die et-
was vormacht, es ist die Hand, wel-
che die Übungen und Hausaufgaben
zeitaufwendig korrigiert und nicht
nur im Hinblick auf Prüfungen Noten

vergibt. Es ist nicht die Hand, deren
Finger nur Verbindungsglieder zu
Computertasten sind. Bei der Be-
stimmung dessen, was die Anforde-
rungen an die Lehrkräfte sind, ist be-
sonders die Lehrerausbildung gefor-
dert. Vor allem sind es die Seminare,
welche neben der Berufseinweisung
der jungen Lehrer die besondere Auf-
gabe haben, die von den Hochschu-
len angebotenen und rezipierten
Theorien und Vorschläge der Praxis
auszusetzen und ihre Bewährung zu
überprüfen. Die Seminare müssen
mehr eigenständige pädagogische
Willensbildung betreiben und sich in
Distanz zur Schlagwortaktualität hal-
ten. Sie müssen ihre eigene Sprache
sprechen und sich Gehör verschaf-
fen. Sie sind auch mehr als nur der
verlängerte Arm der Prüfungsämter.
Sie haben höchste Ansprüche zu stel-
len an Referendare, die nicht mehr
Studenten sind, denen viel erlaubt
und nachzusehen ist, sondern Stu-
dierte, für deren Tätigkeit die Be-
zeichnung „Job“ zu ungenau klingt,
deren Tätigkeit Beruf ist und deren
Aufgabe Berufung heißt: „Ihr seid das
Salz der Erde“ (Matthäus, 5, 13).

Notwendig ist nicht zuletzt die
Neubesinnung auf die Sprache. Es ist
nicht schwer, aus dem Fundus von
Altgriechisch und Latein beliebig vie-
le Wörter zu erzeugen, die gescheit
klingen. Es ist leicht für einen, der
Englisch beherrscht, viele Wortvor-
gaben in der weltweiten englisch-
sprachigen Literatur aufzufinden
und sie als Fremdwörter einzubür-
gern. Viel schwieriger ist die richtige
Entschlüsselung, die Entlarvung der
klingenden Zeichen. Sie setzt  nicht
nur übersetzerische, sondern auch
interpretatorische Fähigkeiten vor-
aus. Die richtige Wiederverwendung
der Wörter ist nicht nur eine Sache
der Fachkenntnisse, sondern ebenso
eine Sache des Charakters. Es ist
nicht schwer zu bluffen. Aber nicht
nur die Fachsprache der Pädagogen
braucht eine ständige Pflege. Auch
die Umgangssprache des Lehrers im
Unterricht bedarf ihrer, weil sie un-
mittelbar Früchte trägt. Im Anfang
war das Wort, der Textbaustein kam
später. Der Turm zu Babel, aus Text-
bausteinen erbaut – eine reizvolle
Vorstellung.
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Der kürzlich von der Staatsregie-
rung in Nürnberg durchgeführte
Berufsbildungskongress war mit
seinem vielseitigen Informations-
angebot und seinen rund 88 000 Be-
suchern gewiss ein Renner. Der Ge-
samteindruck jedoch wird recht
schnell verblassen und in  Erinne-
rung bleiben werden eher Einzel-
heiten,  kleine Ereignisse am Rande
des offiziellen Geschehens, das
mehr Zufällige, nebenbei Bemerkte.

Anläßlich einer Podiumsrunde
bei diesem Kongress, welche das
Thema „Modularisierung in der Be-
rufsausbildung“ zum Inhalt hatte,
bezeichnete Prof. Dr. Hermann
Schmidt, ehemals Generalsekretär
des Bundesinstituts für Berufsbil-
dung (BiBB), beispielsweise die
Fähigkeit des Zuhörens als eine
Schlüsselqualifikation mit zu-
kunftsweisender Bedeutung. Die
Aussage fiel eher nebenbei; sie ent-
hält auch keine grundsätzlich neue
Erkenntnis. Dennoch ist sie  äußerst
bemerkenswert. Richtiges Zuhören
gilt als Zeichen von Wertschätzung
und Annahme. Man merkt sehr
schnell, wenn der Gesprächspart-
ner – aus welchen Gründen  auch
immer – nicht bei der Sache ist, man
ist unangenehm berührt, vielleicht
sogar verstimmt.  

Wenn der Dienstleistungsbereich
künftig eine immer größere Bedeu-
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tung erlangt, wie allenthalben be-
hauptet wird, dann werden die
„Dienstleistenden“ also umso mehr
Erfolg haben, je mehr sie in der Lage
sind zuzuhören, schon deshalb, weil
die meisten Menschen diesbezüg-
lich nicht gerade verwöhnt und für
das Erlebnis der Wertschätzung um-
so dankbarer sind. Um aber nicht
mißverstanden zu werden: Zuhören
ist kein taktischer Trick zur Er-
höhung des Verkaufserfolges. Es
entspringt einem Gebot der Höf-
lichkeit und ist Voraussetzung zu ei-
ner gediegenen Gesprächskultur. 

Mit Worten dominieren, andere
mit Argumenten erschlagen, das ist
eine leider nur zu gern praktizierte
Form der Gesprächsführung. Ab-
schreckende Beispiele dazu finden
wir zu Hauf, wir müssen nur das
Fernsehen einschalten. „Lassen Sie
mich doch erst einmal ausreden“,
fordert der Politiker X in der Talk-
Runde von seinem Kontrahenten
oder er sagt: „So hören Sie mir doch
erst mal zu“. Es geht dahin mit der
Gesprächskultur, möchte man mei-
nen, wenn man solche Sendungen
verfolgt. Unergiebige Besprechun-
gen „mit dem Sieg des Sitzfleisches
über das Gehirn“, Besprechungen,
bei denen viele der Anwesenden
längst abgeschaltet haben, konflikt-
und emotionsgeladene Gespräche,
bei denen es nicht mehr um die Sa-
che geht, bei denen vielmehr von
vornherein feststeht, dass der ande-
re auf dem Holzweg ist und Reaktio-
nen, die fast ausschließlich be-
stimmt sind von subjektiver Wahr-
nehmung, das haben wir alle  zur
Genüge schon erlebt. Und in ir-
gendeiner Weise haben wir negativ
darauf reagiert.

In der Tat, das, was vordergründig
betrachtet so banal ausschaut,
nämlich einem anderen zuzuhören
und den Inhalt seiner Worte voll-
wertig zur Kenntnis zu nehmen, ist
alles andere als selbstverständlich.

Manfred Lucas behauptet in seinem
Buch „Die Kunst des Zuhörens“:
„Die meisten Menschen sind ganz
und gar ineffektive Zuhörer.“

Aufgabe der Berufsschule ist es
u.a. Schlüsselqualifikationen zu ver-
mitteln. Deshalb müssen wir uns al-
so anschicken, die Schüler für das
Zuhören zu sensibilisieren. Es
genügt freilich nicht, dessen Bedeu-
tung theoretisch zu erläutern, es
kommt – wie immer bei solchen er-
ziehlichen Absichten – darauf an,
das entsprechende Beispiel zu ge-
ben.    

Lehrer wissen viel, wissen wo’s
langgeht. Sie reden mehrheitlich
gern und sehen ihren Auftrag meist
in der Belehrung der  Schutzbefoh-
lenen. Das ist die Regel im Umgang
mit unseren Schülern, machen wir
uns nichts vor, und in vielen Fällen
hat dies ja auch seine Berechtigung.
Aber eben nicht prinzipiell.    

Es ist gewiss nicht meine Absicht
an dieser Stelle sozusagen oberleh-
rerhaft und mit erhobenem Zeige-
finger den Fehler zu wiederholen,
den ich soeben  bemängelt  habe. In
aller Bescheidenheit sei aber doch
nochmals auf den bereits zitierten
Manfred Lucas verwiesen, der fest-
stellt: „Falsches Zuhören kostet die
Wirtschaft und uns alle in der Ge-
sellschaft jährlich Millionen an
Mark.“ 

Schöne Aussichten also für Prof.
Schmidts Anregung. Wir sollten das
Anliegen im Interesse unseres Bil-
dungsauftrags ernst nehmen, sehr
ernst sogar. Bevor wir unseren
Schülern aber – u. a. dem Fachper-
sonal des Dienstleistungssektors
von morgen – eine solche Schlüssel-
qualifikation nahezubringen versu-
chen, müssten wir uns selbst einer
entsprechenden Standortbestim-
mung unterziehen. Dies könnte u. a.
im Rahmen der Lehrerfortbildung
geschehen. Im übrigen bieten auch
unsere allgemeinbildenden Fächer
eine Vielfalt von Möglichkeiten, die
Fähigkeit des richtigen Zuhörens zu
schulen. Auch  deshalb sind diese
Fächer an der Berufsschule von so
großer Bedeutung. 

Unsere Kolumne:

„So hören Sie mir doch erst mal zu …”

PETER THIEL
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Gleichnis vom Elefanten

Ein indischer Fürst liess alle Blindge-
borenen seines Landes zusammen-
führen und liess ihnen zeigen, wie
ein Elefant aussieht…
Da standen nun die Blindgeborenen
von Savatthi um den Elefanten her-
um und betasteten ihn, ein jeder, wo
er gerade stand. Dann begab sich der
König zu den Blindgeborenen und
fragte sie: „Wie ist denn ein Elefant?“ 
Und da sagten nun die einen:
Der Elefant ist wie ein Tragkessel – so
sprachen die, die den Kopf betastet
hatten.
Der Elefant ist wie eine Schaufel – so
sagten die, die das Ohr des Elefanten
betastet hatten.
Der Elefant ist wie eine Pflugschar –
so sagten die, die seinen Zahn beta-
stet hatten;
wie eine Stange am Pfluge ist der Ele-
fant – so sagten die, die seinen Rüssel
betastet hatten;
wie ein Pfeiler ist der Elefant – sie
hatten sein Bein betastet;
wie eine Keule ist der Elefant – sie
hatten seinen Schwanz in die Hand
genommen;
wie ein Besen ist der Elefant – so
sprachen die, welche das Schwan-
zende befühlt hatten. –
Und sie gerieten miteinander in
Streit, und jeder meinte recht zu ha-
ben, denn er traute der eigenen Er-
fahrung.

Befragt man Philosophen,
Pädagogen und Psychologen da-
nach, was die Persönlichkeit ist,
wird man eine ähnliche Vielfalt von
Antworten bekommen wie der indi-
sche Fürst auf seine Frage: „Habt ihr
erkannt, was ein Elefant ist?“

Auch in der Psychologie gibt es
eine Vielzahl von Persönlichkeitsbe-
griffen. Die Begriffe sind Reduktio-
nen einer komplexen Wirklichkeit,
je nachdem, welches Erkenntnisin-
teresse den Forscher leitet und von
welchem Menschenbild er ausgeht.

Hans-Peter Langfeldt (1993)
schreibt hierzu:

„Wissenschaftler sind selbst Per-
sönlichkeiten mit Vorlieben und Ab-
neigungen, mit persönlichen Über-
zeugungen, mit Weltanschauungen
und mit unterschiedlichen Men-
schenbildern. Ihre Theorien ent-
sprechen ihrer Persönlichkeit.“

Eine empirische Wissenschaft,
wie die Persönlichkeitspsychologie,
braucht keine abschließende Defi-
nition. Es genügt eine Arbeitsdefini-
tion, die solange gilt bis sie wider-
legt wird. Eine solche Arbeitsdefini-
tion kann lauten:

Entwicklung der Persönlichkeit

Die Persönlichkeitstheorie von Carl
R. Rogers ist das Ergebnis seiner
jahrzehntelangen therapeutischen
Arbeit mit Menschen. Aus einer
Therapiemethode und einer Lehre
vom Prozess der Veränderung des
menschlichen Verhaltens hat Ro-
gers eine umfassende Theorie der
Persönlichkeit entwickelt. Sein spe-

zielles Erkenntnisinteresse galt den
Prozessen der Veränderung.

Sein Menschenbild ist geprägt
von einem tiefen Respekt gegenü-
ber dem Menschen und deutlich be-
einflusst vom philosophischen
Denken des Humanismus.

Drei wesentliche Aussagen der
Persönlichkeitstheorie von Rogers
sind:
(1) Persönlichkeitsentwicklung ist

Selbstwerdung und geschieht
durch Selbstexploration und
Selbstannahme. „Der Betreffen-
de horcht immer mehr in die
tiefsten Winkel seines psychi-
schen und emotionalen Wesens
hinein; und er entdeckt, dass er
immer stärker bereit ist, mit
größerer Genauigkeit und Tiefe
jenes Selbst zu sein, das er am
wahrhaftigsten ist.“ (Car Rogers,
1992)

(2) Die gestaltende Kraft der Selbst-
werdung ist das angeborene und
beständige Bestreben des Men-
schen, seine Entwicklungsmög-
lichkeiten zu entfalten und zu
verwirklichen (Selbstaktualisie-
rung). „Die letzte treibende
Kraft… ist der unnachgiebige
Wille der Person, mit sich selbst
fertig zu werden, der Wunsch, zu
wachsen und nichts einfach be-
stehen zu lassen, was das Wach-
sen behindert… Bei der über-
wältigenden Mehrzahl aller Indi-
viduen ist die Vorwärts-Richtung
des Wachsens mächtiger als die
Zufriedenheit, die es mit sich
bringt infantil zu bleiben“ (Carl
Rogers, 1992).

(3) Eine Person, die sich verändert,
wird zunehmend offener für ihre
eigenen Gefühle und Wahrneh-
mungen. Empfindungen, die
zunächst unbekannt sind und
am Anfang Unbehagen und Un-
sicherheit auslösen, werden
Schritt für Schritt zugelassen
und in das Bewusstsein über die
eigene Person (Selbstkonzept)
integriert. Das Ergebnis der
Selbstwerdung ist ein erweiter-
tes Bewusstsein über sich selbst,
das mit dem aktuellen Erleben
und Verhalten weitgehend übe-
reinstimmt (Kongruenz).

LEHRERSEITE
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Entwicklung der Persönlichkeit in der
Erzieherausbildung

Persönlichkeit ist die einzigartige
Struktur von relativ konstanten
und doch sich verändernden
Merkmalen einer Person, die ein
beständiges Verhaltens- und Erle-
bensmuster zur Folge haben.



Selbstwerdung in der Aus-
bildung

Eine Praktikantin der Fachakade-
mie für Sozialpädagogik äußert ge-
genüber der anleitenden Lehrkraft:
„Jetzt reicht es mir aber. Hier habe
ich es nur mit Idioten zu tun!“ Dar-
auf der Lehrer erstaunt und nach-
denklich zugleich: „Irgendetwas hat
sie verletzt.“ Es entsteht eine kurze
Gesprächspause. Die Praktikantin,
die sehr ruhig geworden ist, äußert
jetzt: „Ja, es tut mir sehr weh, wenn
die Jugendlichen mich nur an-
schreien.“

In diesem Gespräch hat die Prak-
tikantin die Möglichkeit ihre Wut
und Enttäuschung bewusster wahr-
zunehmen. Durch die einfühlende
Reaktion des Lehrers nähert sie sich
ihrem tieferem emotionalem Be-
wusstsein. Sie wird achtsam für ihre
verletzten Gefühle.

Erzieher und Lehrer können die
Persönlichkeitsentwicklung von
Kindern, Jugendlichen und Auszu-
bildenden fördern.

Anne-Marie und Reinhard Tausch
beschreiben fünf förderliche Di-

mensionen des Erzieherverhaltens:
(1) Achtung – Wärme – Rücksicht-

nahme:
Der Zu-Erziehende wird geachtet
und seine Person wird bedin-
gungslos akzeptiert. Ihm wird
vertraut. Er wird ermutigt und
freundlich behandelt.

(2) Einfühlendes nichtwertendes
Verstehen_
Auf die Gefühle des Zu-Erzie-
henden wird eingegangen. Sie
werden nicht bewertet. Dem Zu-
Erziehenden wird aufmerksam
zugehört.

(3) Echtheit:
Der Lehrer bzw. Erzieher ist au-
thentisch und natürlich. Das, was
er sagt und tut, stimmt mit dem
überein, was er denkt und fühlt.

(4) Geringe Lenkung (Autonomie):
Die Wünsche und Bedürfnisse
des Zu-Erziehenden werden re-
spektiert. Der Lehrer bzw. Erzie-
her gewährt Freiräume, setzt
aber auch klar definierte und
praktizierte Grenzen. Er begrün-
det seine Anweisungen.

(5) Fördernde nicht-dirigierende
Einzeltätigkeiten:
Der Lehrer bzw. Erzieher gibt
Anregungen, Rückmeldungen
und Hilfestellungen. Er infor-
miert und stellt Angebote bereit.

Konsequenzen für die Erziehe-
rausbildung

Die Studierenden an der Fachaka-
demie für Sozialpädagogik verfügen
über ein reiches inneres Wachstum-
spotential, das nach Entfaltung und
Entwicklung strebt. Die Entwick-
lung der Persönlichkeit ist zwar ein
individueller Akt, kann aber durch
schulische Prozesse unterstützt und
gefördert werden:

(1) Die Studierenden erfahren in der
alltäglichen Begegnung mit den
Lehrkräften die förderlichen Di-
mensionen des Erzieherverhal-
tens. In einem wertschätzenden
und wenig lenkenden Schulkli-
ma können sich die Studieren-
den mit ihren Gefühlen und
Wahrnehmungen angstfrei aus-
einandersetzen. Dadurch kön-
nen sie die eigene Person, so wie

LEHRERSEITE
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Quelle: Charles
Hampden-Turner,
1996

Förderliche Dimensionen des Erzieherverhaltens

Achtung – Wärme – 
Rücksichtnahme

Positives Selbstkonzept, 
hoche Selbstachtung 

und Streben nach 
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Fördernde nicht-
dirigierende

Einzeltätigkeiten

Echtheit

Geringe Lenkung
(Autonomie)

bewirkt bewirkt
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sie ist, allmählich verstehen und
annehmen.

(2) In theoretischen und prakti-
schen Lernprozessen, die stu-
fenweise aufeinander aufbauen,
werden die förderlichen Dimen-
sionen des Erzieherverhaltens
vermittelt, eingeübt und ange-
wendet. Erwerben Studierende
diese Grundhaltungen, dann
verfügen sie damit über Metho-
den, die die eigene Selbstwer-
dung unterstützen und mit de-
ren Hilfe förderliche Beziehun-
gen zu Kindern, Jugendlichen
und Behinderten aufgebaut wer-
den können.

(3) In mehreren Lerneinheiten, die
über die gesamte Ausbildung
(Vorpraktikum, Schule, Berufs-
praktikum) verteilt und aufein-
ander bezogen sind, erwerben
die Studierenden die Fähigkeit,
innerlich achtsam zu werden
und sich bewusst und nichtwer-
tend wahrzunehmen. Bewusste
Selbstwahrnehmung ist die
Grundlage, um das Bewusstsein
über sich selbst zu erweitern, die
eigene Person mit ihren indivi-
duellen Stärken und Schwächen
anzunehmen und die eigenen
Entwicklungsmöglichkeiten zu
entfalten.

Literatur
(1) Dirrigl,W.: Psychologie der Persölichkeit

und Theorien der Persönlichkeit.
In: Hobmair, H. (Hg.): Psychologie für Fa-
choberschulen. Köln/München 1994

(2) Hampden-Turner, C.: Modelle des Men-
schen, Weinheim/Basel 1996
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(6) Weiss, H./Benz, D.: Auf den Körper hören,
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Die Persönlichkeitsentwicklung
der Studierenden wird gefördert,
wenn wir auf individuelle Wachs-
tumspotentiale vertrauen, den le-
bendigen Prozess der Selbstwer-
dung zulassen und achtsam be-
gleiten und das geeignete Schul-
klima hierfür bereitstellen.

Die Friedrich-Oberlin-
Fachoberschule ist 
staatlich anerkannt und
umfaßt derzeit acht
Klassen der Jahrgangs-
stufen 11 und 12. 

Sie vereint allgemein-
bildende, fachtheoreti-
sche und fachprakti-
sche Ausbildung in be-
sonders intensiver Wei-
se.

Die Stiftung ist offen 
für neue pädagogische
Konzepte, die an 
der Praxis im sozialen
Bereich orientiert sind.

Seit einigen Jahren
unterrichten wir in
einem neuen, gut aus-
gestatteten Schulhaus.

Der Leiter der Evangelischen
Fachoberschule für Sozialwesen der
Friedrich-Oberlin-Stiftung in München
ist zum 1. Januar 2000 vorzeitig in den
Ruhestand getreten.

Wir suchen als Nachfolger/in zum
1. August 2000 oder früher eine/n

Schulleiter/in

Anforderungsprofil

• Sie sind eine pädagogisch enga-
gierte, teamfähige und verständnis-
volle Persönlichkeit und bringen
möglichst Erfahrung in der Schul-
verwaltung mit.

• Sie sind durch ein positives Verhält-
nis zum christlichen Glauben Vor-
bild für Kollegen/innen sowie
Schüler/innen.

• Sie könnrn die Schule nach innen
und außen gewinnend vertreten.

Wir bieten:

• Die Stelle ist bis Besoldungsgruppe
A15 + Zulage eingestuft. Sie setzt
die Qualifikation für das Lehramt an
Gymnasien oder an beruflichen
Schulen voraus. Unterrichterfahrung
an Fachoberschulen und Fachaka-
demien ist erwünscht.

• Die Übernahme in das Kirchenbe-
amtenverhältnis ist vorgesehen. Der
Bewerber muß evangelisch sein.

Wenn Sie sich dieser Aufgabe stellen
wollen, erbitten wir Ihre schriftliche Be-
webung bis spätestens 29. Februar
2000 an den Stiftungsvorsitzenden 
Dr. Markus Rückert, c/o AUGUSTINUM,
Stiftsbogen 74, 81375 München.

Friedrich-Oberlin-Stiftung



MANFRED GREUBEL

Diese Absage erteilen die Absolven-
ten der Wirtschaftspädagogik dem
Lehramt an kaufmännischen Be-
rufsschulen immer häufiger.
Schuld daran sind neben den unzu-
reichenden statusrechtlichen Rah-
menbedingungen (z. B. 3/4 Ange-
stelltenstelle) die Einschnitte bei
der Besoldung und dabei vor allem
die Absenkung der Anwärterbezü-
ge. Hierbei ist festzustellen, dass
diese sich auf einem Niveau befin-
den, welches besonders verheirate-
te Beamtenanwärter mit Kind zum
Sozialfall werden lässt. Selbst Un-
verheiratete sind auf eine Neben-
beschäftigung angewiesen oder
müssen von Ersparnissen leben
oder einen Kredit aufnehmen, um
den Lebensunterhalt und die zu
Berufsbeginn in hohem Maße er-
forderlichen Investitionen für Ar-
beitsmittel und Literatur etc. finan-
zieren zu können.

Man muss kein Prophet sein, um
voraussagen zu können, dass diese
Bedingungen den Beruf des Leh-
rers nicht attraktiv erscheinen las-
sen und deshalb die Hochschulab-
solventen immer häufiger den Weg
in die freie Wirtschaft gehen. Dort
erhalten sie Anfangsgehälter zwi-
schen 6 000 DM und 7 000 DM. Wä-
re dieser erste Schock überwun-
den, dann müssen sie feststellen,
dass die spätere Eingangsbesol-
dung in A 13 + Z erheblich (bis zu
20 %) unter dem Niveau der Gehäl-
ter der freien Wirtschaft liegt.

Neben den finanziellen Schwie-
rigkeiten bedeutet es für die auf ei-

ne Nebentätigkeit angewiesenen
Referendare auch eine Minderung
der Leistungsfähigkeit. Denn die
zusätzliche zeitliche, physische
und psychische Belastung führt da-
zu, dass für eine qualitativ hoch-
wertige Ausbildung nicht mehr die
erforderliche Zeit und Kraft aufge-
bracht werden kann. Die Konse-
quenz daraus könnte ein schlech-
teres Prüfungsergebnis sein, was
die zukünftigen Entwicklungs-
chancen beeinträchtigten würde.

Auch ist festzustellen, dass im-
mer weniger Abiturienten das Stu-
dium der Wirtschaftspädagogik be-
ginnen. In den vergangenen drei
Jahren betrug dieser Rückgang
bundesweit ca. 12 %. Die Gesamt-
zahl der Studierenden hat sich in
diesem Zeitraum von 10 847 auf
9 610 reduziert. Die Tendenz dürfte
jedoch stärker rückläufig sein, da
sich die Sparmaßnahmen mit ei-
nem time-lag auf die Berufsaus-
wahl auswirken. Stellt man allein
den Ersatzbedarf für die nächsten
10 Jahre von ca. 1 450 jährlich einer
Absolventenzahl von ca. 1 050 ge-
genüber, dann dürfte ein dringen-
der Handlungsbedarf offensicht-
lich sein, wenn man dabei noch
berücksichtigt, dass von diesem
Potential heute bereits ca. 30 %
nicht das Referendariat antreten
und diese Tendenz aus genannten
Gründen stärker zunehmen wird.

Es ist somit zwingend erforder-
lich Bedingungen zu schaffen, wel-
che den Nachwuchs sichern. Sollte
dies nicht gelingen, dann wäre mit
Folgendem zu rechnen:
• Weiterer Unterrichtsausfall in

erheblichem Maße (bereits jetzt
liegt in vielen Bundesländern die
Unterrichtsversorgung unter
90 %);

• Benachteiligung für Schüler des
beruflichen Bildungsweges;

• Qualitätsminderung – der Lern-
ort Schule verliert an Image;

• Ungenügende Innovation;
• Standort Bildung verliert an Wert

– Nachteil im internationalen
Wettbewerb.

• Zunehmende Belastung der
Lehrkräfte – Anstieg des Kran-
kenstandes – Anstieg der Ruhe-
standsversetzungen wegen
Dienstunfähigkeit

• Altersteilzeit kann nicht wahrge-
nommen werden – Anstieg der
Ruhestandsversetzungen wegen
Dienstunfähigkeit.

Diese Konsequenzen können
nicht das Ziel einer leistungsorien-
tierten und innovativen Bildungs-
politik sein. Es ist somit ein Um-
denken erforderlich und einer qua-
lifizierten und ausreichenden
Nachwuchsgewinnung hohe Prio-
rität zuzuweisen.

Die Attraktivität für eine Aufnah-
me des Studiums der Wirt-
schaftspädagogik und die Bereit-
schaft für den späteren Einstieg in
die Schullaufbahn muss durch eine
Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen erhöht werden. Ein erster
Schritt hierzu besteht auf der Bun-
desebene in der Rücknahme der
Kürzungen der Anwärterbezüge
und die Wiedereinführung der An-
wärtersonderzuschläge für das
Lehramt an kaufmännischen be-
ruflichen Schulen.

Wir fordern deshalb den Bun-
desinnenminister auf, einen Ge-
setzentwurf in den Bundestag ein-
zubringen, der die im Versorgungs-
reformgesetz 1998 beschlossenen
Kürzungen zurücknimmt. Deswei-
teren ist im § 1 Abs. 2 Ziff. 10 der An-
wärtersonderzuschlags-Verordnung
die Befristung „bis zum 31. Juli
1998“ zu streichen.

Den Bundesrat fordern wir auf,
diesen beiden Änderungen zuzu-
stimmen.
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„Vorbereitungsdienst – nein danke!”

Der VLB ist online…

Der VLB ist jetzt auch online zu 
erreichen.  Unsere Homepage ist
unter der Internet-Adresse

http://www.vlb-bayern.de

zu finden.



1. Grundsätzliches
Lernen kann immer nur vom Bil-
dungsziel her gedacht werden; das
gilt auch und gerade für den Sprach-
unterricht, der sich ansonsten nur
allzu leicht in die Extreme „Beliebig-
keit“ einerseits oder „Formalismus“
andererseits zu verirren droht. Vom
Leitziel Kommunikative Kompetenz
aus gedacht, in dem sich Fachwis-
senschaftler und Lehrplankommis-
sion einig sind, ist zumindest in drei
große Bereiche zu differenzieren:
Förderung der Kommunikations-
fähigkeit im privaten, im berufli-
chen und im öffentlich-gesellschaft-
lichen Bereich. Es liegt auf der Hand,
dass diese Bereiche sich überschnei-
den werden. Überlegt man nun wei-
ter, dass Kommunikation auf ver-
schiedenen medialen Ebenen mög-
lich ist, gelangt man zumindest zu
einer ersten Aufgabenbeschreibung
in Form von Lernzielbereichen des
Sprachunterricht an beruflichen
Schulen in Art einer Matrix, der
dann die einzelnen (Grob-) Lern-
ziele zugeordnet werden können
(Abb. 1):

Innerhalb dieser Lernzielberei-
che muss sicherlich beachtet wer-
den, dass jeweils drei verschiedene
Zielrichtungen des Unterrichts
möglich sind: der Aspekt der Pro-
duktion und Gestaltung (Sprechen,
Schreiben), der Aspekt der Rezepti-
on (Verstehen) und auch der
Aspekt der Reflexion, also des
Nachdenkens über die jeweilige
kommunikative Handlung. Natür-
lich müssen hier jeweils themen-,
lernziel- und schülerspezifische
Schwerpunkte gesetzt werden. (vgl.
Beispiel 1)

Insbesondere an den Teilzeit-Be-
rufsschulen wird der Sprachunter-
richt durch die engen zeitlichen

Vorgaben stark eingeschränkt; inso-
fern ist klar, dass von vorneherein
keine Vollständigkeit angestrebt
werden kann, sondern dass Vieles
nur exemplarisch vermittelt werden
muss. Gerade deswegen aber muss
durch vielfältige Selbsttätigkeit eine
zunehmende Selbstständigkeit ein-
geübt werden, die die Schüler be-
fähigt, ihre Kompetenzen auch ei-
genständig zu erweitern.

2. Zum Berufsbezug
Die Berufsschule hat die Aufgabe,
die Schüler in Abstimmung mit der
betrieblichen Berufsausbildung
oder unter Berücksichtigung ihrer
beruflichen Tätigkeit beruflich zu
bilden und zu erziehen und die all-
gemeine Bildung zu fördern. (Bay-
EUG, Art.11(1),2)

Traditionell ist gerade der Spra-
chunterricht an der Berufsschule
inhaltlich deutlich von den Anfor-
derungen des Berufslebens geprägt.
Darunter leidet oft der im BayEUG
explizit geforderte allgemein bil-
dende Auftrag der Berufsschule.
Dieser Anspruch jedoch ist nicht
nur die grundlegende Legitimation
für ein öffentliches Berufsschulwe-
sen und muss gegen die (verständli-
chen, aber oft kurzsichtigen) Parti-
kularinteressen der Betriebe offen-
siv verteidigt werden, sie ist auch ein

Anrecht der von uns betreuten
Schüler. Es kann nicht angehen,
dass der ohnehin knappe Deutsch-
unterricht (nur) zum Zuträger des
ohnehin weitaus umfangreicheren
fachlichen Unterrichts wird. Ande-
rerseits kann und sollte der Sprach-
unterricht sich der Berufsorientie-
rung natürlich nicht grundsätzlich
verweigern. Es bietet sich daher fol-
gende prinzipielle Aufteilung an
(Abb. 2 S. 19):

Berufsbezug ernst zu nehmen er-
fordert daneben ein hohes Maß an
Differenzierung zwischen den ein-
zelnen Berufsfelder bzw. Einzelbe-
rufen, sowohl vom Umfang als auch
von den Inhalten her gesehen. Hier
liegt sicherlich eines der Hauptpro-
bleme des aktuell gültigen Lehrpla-
nes: Einerseits wird eine starke Be-
rufsorientierung (zumindest indi-
rekt) eingefordert, andererseits gilt
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Lernziel Kommunikations- und Medienkompetenz:

Neuorientierung im Deutschunterricht nötig?

DR. SIEGFRIED HUMMELSBERGER

Kommunikation im… privaten Bereich beruflichen Bereich öffentlich-gesell-
schaftlich-

Kommunikation politischen Bereich
mittels

Sprache z. B. Konfliktgespräch z. B. Beratungs- z. B. Fähigkeit zur Teil-
gespräch nahme an Diskussionen

Schrift z. B. Behördenverkehr z. B. Besprechungs- z. B. schriftliche Stel-
protokoll lungnahme 

Medien z. B. Einblick in die z. B. Einsatz von z. B. Glaubwürdigkeit
(v. a. Neue Medien) >Chat<-Kultur Präsentationsmedien von Informationen

Abb.1: Lernzielbereriche des Sprachunterrichts an beruflichen Schulen

VERSTEHEN: Wichtige Fachbegriffe aus dem Beruf und dem gesellschaftlichen und
politischen Bereich sinngemäß verstehen können.

VERSTEHEN:
Fachbegriffe situationsan-
gepaßt anwenden kön-
nen, z. B. in Bezug auf
Angemessenheit, Aus-
sprache und Rechtschrei-
bung, bei Nicht-Mutter-
sprachlern ggf. Artikelver-
wendung etc.

NACHDENKEN:
über den Sinn, den Auf-
bau, die Verwendungs-
weise; z. B.: Welche
Fachbegriffe sind in
welcher Situation und
gegenüber welchem
Partner angebracht?

Beispiel 1: Fachbegriffe

Fachbegriffe

beruflich/gesellschaftlich
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der Lehrplan für alle Berufe glei-
chermaßen. Es wird also nötig sein,
den Freiraum des Lehrplans in voll-
em Umfang auszuschöpfen und die
gegebenen Hinweise in Hinblick auf
die tatsächlichen Anforderungen im
jeweiligen Beruf zu interpretieren.
So wird z. B. ein durchschnittlicher
Kfz-Mechaniker kaum jemals eine
Beschreibung eines Arbeitsvorgan-
ges schriftlich ausformulieren müs-
sen, bei Bankkaufleuten, die fast
durchweg Abitur haben, wird es
ebenso überflüssig sein, Grundbe-
griffe der Textanalyse zu erarbeiten.
Eine weit größere inhaltliche Offen-
heit mit dem Ziel der inneren Diffe-
renzierung des Sprachunterrichts
wäre in diesem Zusammenhang
wahrscheinlich weitaus nützlicher
gewesen als die organisatorisch
schwierigere äußere Differenzie-
rung (wie etwa DUA).

Ebenso klar wird bei einer derarti-
gen Aufstellung aber auch, wie frag-
würdig es ist, Absolventen der allge-
meinbildenden Schulem mit höhe-
ren Abschlüssen aus dem Deutsch-
unterricht herauszunehmen oder
den Sprachunterricht generell ein-
zuschränken, denn deren Kenntnis-
se bewegen sich naturgemäß aus-
schließlich im Bereich der allgemei-
nen Kenntnisse, wenn man von
grundlegenden Fertigkeiten absieht,
die noch dazu nicht bei allen Schüle-
rinnen und Schülern vorausgesetzt
werden können. Andernfalls erfolgt
eine Beschränkung der kommuni-
kativen Kenntnisse auf berufs- oder
gar nur betriebsspezifische Berei-
che, was der allerorten geforderten
Flexibilität und dem Erwerb breit
verwertbarer Schlüsselqualifikatio-
nen diametral entgegen steht.

3. Exemplarische Einzel-
bereiche

Im Folgenden möchte ich versu-
chen, einige Bereich des Sprachun-
terrichts mit dem Bildungsziel
„kommunikative Kompetenz“ ex-
emplarisch zu vertiefen.

Rechtschreibunterricht
Im Rahmen des Deutschunterrichts
insbesondere an der Berufsschule
wird es kaum möglich sein, auch
nur die Mehrzahl der Problemfälle
der deutschen Rechtschreibung in
einem isolierten Unterricht so effek-
tiv zu behandeln, dass eine tatsäch-
liche Verbesserung der Recht-
schreibleistung eintritt, wie gerade
die Praxis immer wieder beweist.
(Das vor 4 Wochen mühsam Erar-
beitete zeigt bei der nächste Schul-
aufgabe keinerlei Wirkung mehr.)
Ebenso schwierig wäre die extreme
Differenzierung zu leisten, da die
Heterogenität der Schüler gerade in
dieser Hinsicht sehr unterschiedli-
che Kenntnisstände mit sich bringt.
(Eine unterrichtsmethodische Lö-
sung wären hier etwa Freiarbeits-
phasen, Stationenlernen oder Lern-
zirkel). Ganz klar müssen also „Ra-
senmäher-Lösungen“ (eine Stunde
zur Groß-/Kleinschreibung) massiv
in Frage gestellt werden. Wichtiger
wäre statt dessen, das verteilte, kur-
ze und exemplarische Eingehen auf
Rechtschreibschwierigkeiten als
Unterrichtsprinzip, am Besten in al-
len Fächern.

Daneben muss das Bewusstsein
für die eigenen Rechtschreibfähig-
keiten und -defizite aufgebaut und
Möglichkeiten zur eigenständigen
Bearbeitung erarbeitet werden

(z. B.: „Joker“ zum Markieren von
Unsicherheiten beim Schreiben in
Proben; der Fehler wird dann nicht
gewertet; Wettspiele, die unmittel-
bar zeigen, ob man sich in einem
bestimmten Bereich der Recht-
schreibung richtig einschätzt – sie-
he Beispiel 2; Strategien der Fehler-
vermeidung wie Nachschlagen oder
Formulierungsvarianten benutzen
etc.) Ebenso wesentlich ist ein
Nachdenken über die Bedeutung
der Rechtschreibung: Den Schülern
muss bewusst werden, dass ein
Rechtschreibfehler in einem Bewer-
bungsschreiben ein anderes Ge-
wicht hat als in einem Protokoll,
dieser wiederum ein anderes als in
einer privaten Mitteilung, und dass
die Gesellschaft gerade im berufli-
chen Bereich immer noch (fälschli-
cherweise) Rechtschreibung als ein
Indiz für Sorgfalt, Intelligenz und
Bildung einschätzt.1
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Abb.2: Berufsbezug und Fachspezifik

Du hast insgesamt 100 Wett-
punkte. Je nachdem, wie sicher
du dir bist, kannst du für jede
Aufgabe mehr oder weniger
Punkte einsetzen. Ist deine Lö-
sung richtig, gewinnst du die
Punkte dazu, ist sie falsch, musst
du sie abziehen.

1. irgendjemand / irgend jemand
2. auf deutsch / auf Deutsch
3. Ich bin zu Hause. / Ich bin zu-

hause.
4. Potenzial / Potential

…

10. Sekreterin / Sekretärin

Kommentar: Während der Arbeit
denkt der Schüler nicht nur darü-
ber nach, welche Lösung richtig
sein könnte, sondern auch, wie si-
cher er sich dessen ist. Durch die
Anzahl der gewonnenen bzw. ver-
lorernen Punkte erhält er eine un-
mittelbare Rückmeldung. Zudem
lockert der Spielcharakter die
Übung auf.

Beispiel 2: 
Rechtschreibbewußtsein fördern



Schließlich ziehen sich aber auch
viele Lehrkräfte auf ein Übermaß an
Rechtschreibunterricht zurück, weil
hier die Bewertung (etwa durch
Fehlerzählung) vordergründig ein-
facher und objektiver erscheint als
in vielen anderen Bereichen des
Deutschunterrichts. Die viel zu oft
angeführte Begründung für den
Rechtschreibunterricht, dass fehler-
hafte Texte nicht verständlich seien,
ist weder sachlich richtig noch ver-
mag sie die Schüler zu überzeugen:
Di wiesen nämlich gantz Genau, das
auch Fehler haffte Täxte Tadel loos
ferstendlig sinn! Aber wer wird dage-
gen schon gerne für dumm gehal-
ten, weil er nur so schreiben kann?

Grammatik / Sprachbetrachtung
Es ist für die Berufsschule unmög-
lich zu leisten, evtl. vorhandene De-
fizite aus den Zubringerschulen auf-
zuarbeiten – und es ist auch nicht
ihre Aufgabe. Sinn macht ein Gram-
matikunterricht im weitesten Sinne
m. E. an der Berufsschule nur dann,
wenn er funktional angelegt ist.
Darunter versteht man im wesentli-
chen, dass nicht abstrakte und iso-
lierte Kenntnisse vermittelt werden,
sondern dass die jeweils spezifische
kommunikative Funktion eines
sprachlichen Phänomens im kon-
kreten Zusammenhang dargelegt
wird, dass man gemeinsam darüber
nachdenkt und versucht, die Kom-
petenz im Umgang mit diesem Phä-
nomen zu erhöhen. Dies verlangt
von der Lehrkraft natürlich mehr,
als nur ein bestimmtes Lernziel des
Lehrplans (etwa die Fälle und kor-
rekte Flexionen) „abzuhaken“; statt
dessen muss man nachdenken, wel-
che Bereiche der Grammatik, der
Sprachbetrachtung mit welchen Si-
tuationen und Anforderungen typi-
scherweise verbunden sind. Um we-
nigstens zwei konkrete Beispiele zu
nennen: Ein Protokoll erfordert u. a.
die korrekte Beherrschung der Modi
(Konjuktiv, Indikativ) für die Wie-
dergabe der direkten Rede und ggf.
des Plusquamperfekt (Vorvergan-
genheit), um Zeitabläufe in ihrer Lo-
gik verständlich darzustellen. Das
Anfertigen einer Vorgangsbeschrei-
bung oder einer Gebrauchsanwei-
sung setzt die Fähigkeit voraus, das

Passiv und äquivalente Satzkon-
struktionen (z. B. mittels der sogen.
Inpersonalia wie „man“) benutzen
zu können und darüber nachzuden-
ken, wann welche Lösung besser
ist.2

Dies gilt natürlich nicht in glei-
chem Umfang für Schüler fremder
Muttersprachen, die noch gravie-
rende Mängel in der Zweitsprache
Deutsch aufweisen. In diesem Fall
sind grammatische Grundkenntnis-
se tatsächlich erst zu erlernen im ur-
sprünglichen Sinne des Wortes, was
in den meisten Fällen nur durch in-
nere – oder noch besser: äußere –
Differenzierung zu leisten ist. Ideal
wäre hier natürlich ein separater
Förderunterricht durch entspre-
chend qualifizierte Lehrkräfte. Die
entsprechenden Lehrmaterialien
stehen inzwischen durchaus zur
Verfügung.

Gesprächskompetenz
Auch im Bereich des mündlichen
Sprachunterrichts wird m. E. oft viel
zu formalistisch vorgegangen. Da-
bei wird übersehen, dass jeder Re-
gelanwendung die Einsicht, das Ver-
ständnis vorangehen sollte. Dies
wird aber nur zu erreichen sein,
wenn dem Nachdenken über
Sprachverwendung ausreichend
Zeit eingeräumt wird. (Helmut
Geißner bezeichnet diesen Vorgang
als „Sprechdenken“.) Um ein kon-
kretes Beispiel herauszugreifen: Je-
der kennt die Regel, dass ein Refe-
rent bei seinem Vortrag Augenkon-
takt zu seinem Publikum suchen
soll. Die Bedeutung dieser Regel al-
lerdings erschließt sich erst im
Nachdenken über die Kommunika-
tion: Jeder Zuhörer interpretiert alle
Äußerungen, auch die nichtverba-
len, eines Sprechers auf der Basis
seiner Alltagserfahrungen. Neben
der reinen Sachinformation enthält
jede Äußerung immer auch einen
Beziehungsaspekt. Was wird also
der Zuhörer intuitiv vermuten,
wenn ihm ein Blickkontakt verwei-
gert wird? Auf ähnliche Weise könn-
ten Gesprächsregeln selbst herge-
leitet werden, wenn man darüber
nachdenkt, wie z. B. Missverständ-
nisse entstehen können. (Übrigens:
Zur Verdeutlichung, dass tatsäch-

lich jeder Hörer eine Aussage auf
seinem Alltagswissen nicht nur in-
terpretiert, sondern sogar voraus-
denkt, sind viele Witze geeignet,
denn die Pointe lebt ja zumeist gera-
de vom Kontrast zwischen dem, was
der Hörer vermutet, und dem, was
dann tatsächlich folgt.)

Schreibfähigkeit
Im Bereich des Textverfassens, der
sich keinesfalls auf Rechtschrei-
bung und korrekte Grammatik be-
schränken darf, müssen sicherlich
die allergrößten Unterschiede in Be-
zug auf die Berufsrelevanz und das
Vorwissen der Schüler gemacht
werden. Abgesehen von den sehr
schwachen und den sehr leistungs-
fähigen Schülern liegen die Defizite
zumeist darin, dass es den Schülern
an prozeduralem Wissen zur Text-
verfassung mangelt, d. h. ihnen also
weitgehend die Fähigkeit fehlt, ei-
nen Text vom Entwurf über mehrere
Arbeitsschritte hinweg allmählich
zu entwickeln. In aller Regel wird,
wie sie das von vielen Schulaufsät-
zen her gewohnt sind, einfach
„drauf-los-geschrieben“ – und so
sehen die Texte dann auch oft aus.
Diese typische Schulaufsatz-Situati-
on entspricht aber in keiner Weise
den Realitäten, insbesondere nicht
denen im Beruf. Fast immer planen
wir Texte zuerst, überarbeiten sie
dann und korrigieren sie am Ende.
Genau diese Fähigkeiten also müs-
sten auch im Sinne einer Metho-
denkompetenz verstärkt gefördert
werden.

Medienerziehung
In unserer modernen Informations-
gesellschaft entfällt ein immer
größerer Anteil der Kommunikation
auf die „Neuen Medien“, sowohl
was den Beruf als auch was das Pri-
vatleben betrifft; diese Tatsache
kann der Deutschunterricht nicht
ignorieren, wenn er nicht auf einen
Teil seiner Legitimation verzichten
will. Zur Zeit erleben wir etwa ein
nahezu explosionsartiges Anwach-
sen betrieblicher und überbetriebli-
cher Fortbildungsmaßnahmen mit-
tels der Neuen Medien (Online-
Qualifikation, Tele-Learning, ent-
sprechende CD-ROMs etc.). Gene-
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rell gilt für all diese Medien, dass
Medienkompetenz und sprachliche
Kompetenz ganz allgemein sich un-
trennbar durchdringen: ein großer
Teil auch multimedialer Lernkon-
zepte basiert auf mündlicher oder
schriftlicher Sprache. Schon längst
wird in der Wissenschaft vom soge-
nannten „erweiterten Textbegriff“
ausgegangen, worunter jegliche Art
von Kommunikationssystemen ein-
geschlossen sind, etwa audiovisulle
oder multimediale „Texte“.
Grundsätzlich können viele Kon-
zepte, die sich im Hinblick auf tradi-
tionelle Medien bewährt haben,
auch auf die Neuen Medien übertra-
gen werden. Mehr Gewicht erhalten
muss in diesem Zusammenhang al-
lerdings das Verhältnis verschiede-
ner medialer Anteile untereinander,
wie etwa Schrift, Ton, stehende und
bewegte Bilder, Animation usw.:
Welche Wirkungen lösen sie aus?
Wie wirken sie zusammen? Wo ver-
stärken sie sich? Welche Arten der
Manipulation ergeben sich daraus?

Einigkeit besteht heute auf jeden
Fall darin, dass Medienerziehung
sich gerade nicht schwerpunkt-
mäßig nur auf den Bereich des Um-
gangs und des technischen Wissens
beschränken sollte, nicht zuletzt
auch wegen der kurzen Innovati-
onszyklen, die das heute erworbene
Anwendungswissen morgen schon
wieder veralten lassen. Zudem wäre
gerade dieser Bereich sicherlich
sinnvoller im Fachunterricht am
konkreten Beispiel zu unterrichten.
Natürlich überfordert es den Deut-
schunterricht, wenn er auch noch
im Bereich Medienerziehung die
Hauptlast tragen sollte, aber gerade
dieses Thema bietet sich wie kaum
ein anderes für fachübergreifendes
bzw. projektorientiertes Lernen an.
Dem Deutschunterricht könnte da-
bei eine wesentliche Integrations-
rolle zukommen, denn die fachori-
entierte Vermittlung von Medien-
kompetenz vernachlässigt zumeist
den Bereich des Nachdenkens über
die Medien selbst.

Fazit
Versucht man ein Fazit aus den ex-
emplarisch dargelegten Thesen zu
ziehen, zeigt sich schnell, dass der

Deutschunterricht nicht umhin
kommt, sich an den gewandelten
Realitäten insbesondere im Hin-
blick auf die im Durchschnitt immer
höhere Vorbildung unserer Schüler
und damit einher gehend ihr höhe-
res Alter, auf die neue Medienrea-
lität, auf gewandelte Berufsbilder
und die in der Berufspädagogik seit
Jahren propagierten neuen Anfor-
derungsprofile zu orientieren: Mehr
als bisher sollte das Fach darauf ver-
zichten, in Konkurrenz oder im Ab-
klatsch der allgemein bildenden
Schulen nur Kenntnisse zu vermit-
teln, sondern Schlüsselqualifikatio-
nen zu fördern, ein Ort des Nach-
denkens über Sprache, Kommuni-
kation und Medien und des ent-
deckenden Lernens werden. Nur
dieser Weg verspricht nämlich, der

das Fach gefährdenden Argumenta-
tionsfalle entkommen zu können:
Der Deutschunterricht an der Be-
rufsschule kann sich nur über den
allgemein bildenden Auftrag legiti-
mieren – eine zu große Orientierung
nur oder hauptsächlich am Beruf
führt sich demgemäß selbst ad ab-
surdum und sägt auf dem Ast, auf
dem wir letztlich sitzen. Denn, `mal
ehrlich, wer brauchte noch den
Deutschunterricht, wenn er nur ei-
ne Kopie oder zweifelhafte Ergän-
zung des Fachunterrichts wäre?

1 Vertiefend dargestellt z. B. in: R. Hoberg
[Hg.]: Rechtschreibung und Beruf. Tübin-
gen 1985

2 Vgl. z. B. meinen Artikel zum Verfassen von
Berichten in VLB-akzente, H. 6/1996.
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DR. KLAUS HERMANN

Ziele des gemeinsamen Projekts

Seit Frühjahr 1998 beteiligt sich die
Staatliche Berufsschule Neumarkt
an dem europäischen Bildungspro-
jekt „Comenius 1“. Ziel des vom Eu-
ropäischen Rat und dem Europäi-
schen Parlament beschlossenen
Programms „Sokrates“ sind multila-
terale Partnerschaften und Aktivitä-
ten im Bereich der interkulturellen
Erziehung. Vor diesem Hintergrund
schlug die Landesberufsschule Mi-
stelbach in Niederösterreich –
Partnerstadt von Neumarkt in der
Oberpfalz – im Herbst 1997 der
staatlichen Berufsschule Neumarkt
die Mitarbeit an dem europäischen
Bildungsprojekt vor. Die Lan-
desberufsschule in Mistelbach be-
teiligte sich dabei als koordinieren-
de Einrichtung. Das gemeinsam mit
zwei weiteren Partnerschulen, der
Landesberufsschule Bregenz 2/
Österreich und dem Bracknell and
Wokingham College in Bracknell/
England durchgeführte Projekt
„Bau- und Kommunalmaschinen-
mechaniker“ sieht die gemeinsame
Erarbeitung eines Berufsbildes mit
Rahmenlehrplan für diesen neuen
Lehrberuf vor. Das Ergebnis soll den
zuständigen Stellen in Bayern für ei-
ne Ordnung des Berufes vorgeschla-
gen werden. Das Konzept für dieses
neue Berufsbild wird in Ko-
operation mit den europäischen
Partnerschulen unter den länder-
spezifischen Schwerpunkten und

Besonderheiten erstellt. Dazu ist ein
hohes Maß an Kommunikation, wie
z. B. gegenseitige Besuche und In-
formationsaustausch per Telefon,
Fax, Internet und e-mail, zwischen
den Partnerschulen notwendig. In
allen beteiligten Schulen arbeiten
am Projekt auch Schülerinnen und
Schüler mit. Das Projekt wurde erst
durch die finanzielle Unterstützung
der Europäischen Union, vertreten
durch die Nationale Agentur für das
Sokrates-Programm im Sekretariat
der ständigen Konferenz der Kultus-
minister der Länder in der Bundes-
republik Deutschland – Pädagogi-
scher Austauschdienst – möglich.

Bisherige Aktivitäten

Zu Beginn des Jahres 1998 trafen
sich Vertreter der koordinierenden
Schule aus Mistelbach zu einem er-
sten informellen Gespräch an der
Staatlichen Berufsschule Neumarkt
i.d.OPf. Dabei wurden die Ziele und
der inhaltliche Rahmen des ge-
meinsamen Projekts „Bau- und
Kommunalmaschinenmechaniker“
abgesteckt.

Im Frühjahr 1998 kam dann das
Bracknell and Wokingham College
aus Bracknell in England – zwischen
London und Oxford gelegen – als
weitere Partnerschule hinzu. Bald
darauf fand eine Arbeitssitzung un-
ter Beteiligung der Landesberufs-
schule Mistelbach und des Brack-
nell and Wokingham College an der
Berufsschule Neumarkt statt.
Während dieses Meetings wurden
die länderspezifischen Schwer-
punkte aufgezeigt und der gemein-
same Weg zu einem Berufsbild mit
Rahmenlehrplan festgelegt.

Anfang Dezember 1998 besuch-
ten die Verantwortlichen der Be-
rufsschule Neumarkt, Rüdiger Cedl
und Dr. Klaus Hermann, der zu-
gleich das Projekt an seiner Schule
koordiniert, die Landesberufsschu-
le Mistelbach in Niederösterreich.
Unter der Leitung der federfüh-

renden Schule aus Mistelbach fand
ein dreitägiger Studienbesuch statt,
an dem auch Vertreter des Bracknell
and Wokingham College und der
neu hinzugekommenen Partner-
schule aus Bregenz in Österreich
teilnahmen. Auf dem Arbeitstreffen
wurden die bisherigen Ergebnisse
für das neue Berufsbild „Bau- und
Kommunalmaschinenmechaniker“
ausgetauscht. Besuche im Kreisbau-
hof und in der Straßenmeisterei Mi-
stelbach standen ebenso auf dem
Programm wie ein Besuch in einem
für die Gegend typischen Weinkel-
ler. Die Arbeitssitzungen waren
Dank der hervorragenden Organi-
sation seitens der österreichischen
Gastgeber sehr effektiv und das
Rahmenprogramm war angenehm
abwechslungsreich. Auf diesem
Symposium wurde der europäische
Gedanke in die Tat umgesetzt.

Zu einem weiteren Erfahrungs-
austausch trafen sich in England
Vertreter der beruflichen Schulen
aus Mistelbach, Bregenz und Neu-
markt. Während des Arbeitstref-
fens, das vom 12. bis 17. Mai in
Bracknell, nahe Schloss Winsor,
stattfand, wurden die im Dezember
1998 in Mistelbach begonnenen
Arbeiten am Entwurf eines Be-
rufsbildes mit Rahmenlehrplan für
den „Bau- und Kommunalmaschi-
nenmechaniker“ fortgeführt. Auf-
schlussreiche Informationen und
Anregungen erhielten die Teilneh-
mer während der Besuche bei
Zeneca Agrochemicals und im Na-
tional Construction College in
King’s Lyn, Norfolk. Einer der
Höhepunkte während der Besichti-
gungen war der Besuch der ca. 80
Jahre alten Thames Water Pumping
Station in Hampton, nahe London
City, die als ingenieurmäßige Mei-
sterleistung auf dem Sektor des
Maschinenbaus zu Beginn des 20.
Jahrhunderts galt. Auf diesem, von
den englischen Gastgebern in vor-
bildlicher Weise organisierten Ar-
beitstreffen, wurden neben Ge-
meinsamkeiten im Bildungswesen
aber auch Unterschiede in Aufbau
und Organisation der beruflichen
Bildungseinrichtungen der betei-
ligten europäischen Länder fest-
gestellt.
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Vom 13. bis 17. Oktober trafen
sich an der Staatlichen Berufsschule
Neumarkt i.d.OPf. zu einem weite-
ren Arbeitstreffen Vertreter der Lan-
desberufsschule Mistelbach, der
Landesberufsschule Bregenz 2 und
des Bracknell and Wokingham Col-
lege aus England. Ziel war es, einen
während des Studienbesuches im
Mai 1999 in Bracknell erarbeiteten
Entwurfs eines Berufsbildes mit
Rahmenlehrplan für den „Bau- und
Kommunalmaschinenmechniker“
in seinem Inhalt unter den länder-
spezifischen Schwerpunkten und
Besonderheiten weiter auszufor-
men. Informationen und Anregun-
gen für das gemeinsame Projekt er-
hielten die Teilnehmer während der
Besuche in der Baumaschinen-Ab-
teilung der Fa. Max Bögl, Neumarkt
in der Oberpfalz, des Kreisbauhofes
Neumarkt und der Kläranlage der
Stadt Neumarkt. Die Teilnehmer
konnten sich über die Aufgaben und
Tätigkeiten des „Baumaschi-
nenmechanikers“ – der immer noch
kein Ausbildungsberuf ist – ausgie-
big informieren. Eine Besichtigung
der Stadt Nürnberg stand ebenso
auf dem Programm wie eine Diskus-
sionsrunde zwischen Vertretern der
gewerblichen Wirtschaft, der Kom-
mune und Lehrern der Berufsschu-
le. Den krönenden Abschluss des
Treffens bildete am 17. Oktober
1999 die 125-Jahr-Feier der Staatli-
chen Berufsschule Neumarkt.

Besonderheiten und Probleme
bei der Projektarbeit

Das Berufsbild des „Bau- und Kom-
munalmaschinenmechanikers“
gibt es in den am Projekt beteiligten
Ländern bisher nicht. Im folgenden
sei nur auf die Situation in Deutsch-
land bzw. im Bundesland Bayern
hingewiesen. Nach Umfragen
(„Fragebogenaktionen“), die von
Schülern der Landesberufsschule
Mistelbach und der Staatlichen Be-
rufsschule Neumarkt jeweils in
ihren Landkreisen durchgeführt
wurden, wünschen sich den „Bau-
und Kommunalmaschinenmecha-
niker“ sowohl die Bauindustrie als
auch die Kommunen mit ihren
Kreisbauhöfen, Straßenmeistereien

und diversen anderen Einrichtun-
gen. Es besteht also durchaus Be-
darf an diesem neuen Ausbil-
dungsberuf in den am Projekt betei-
ligten Ländern. Bisher mussten die
zukünftigen Baumaschinenmecha-
niker den Umweg über den „Land-
maschinenmechaniker“ gehen, die
sich dann nach der Ausbildung
durch innerbetriebliche Weiter-
bildungsmaßnahmen die nötigen
Fachkenntnisse aneigneten. Die
Bauindustrie bestätigt die Tatsache,
dass neben Landmaschinenmecha-
nikern auch Kfz-Mechaniker die Ar-
beit eines „reinen“ Baumaschinen-
mechanikers verrichten müssen.
Die Gesellen beginnen nach ihrer
Ausbildung als Landmaschinen-
oder Kraftfahrzeugmechaniker im
Baumaschinen-Sektor neu „zu ler-
nen“, da die für die Ausübung des
Berufes notwendigen Spezialkennt-
nisse nur zum Teil mit den Lernin-
halten eines Landmaschinen- oder
Kfz-Mechanikers abgedeckt werden
können. Sowohl Bauindustrie als
auch Kommunen sind sich einig,
dass die Auszubildenden in Zukunft
keinen Umweg mehr über den
„Landmaschinenmechaniker“ ge-
hen sollten, um dann später aussch-
ließlich als „Baumaschinenmecha-
niker“ zu arbeiten. Die Bauwirt-
schaft kann sich eine derartige Re-
dundanz – schon aus wirtschaftli-
chen Gründen – nicht leisten. Nach-
dem die Landmaschinenmecha-
niker-Innung es bisher nicht erlaub-
te, innerhalb der dreieinhalbjäh-
rigen Ausbildung zum „Landma-
schinenmechaniker“ den neuen
Ausbildungsberuf „Baumaschinen-
mechaniker“ von ihrem Berufsbild
abzukoppeln, wäre durchaus fol-
gende Kompromisslösung denkbar:
Nach einer mit den „Landma-
schinenmechanikern“ gemeinsa-
men Grund- und Fachstufe (Jahr-
gangsstufen 10 und 11) soll ab der
12. Jahrgangsstufe (3. Ausbildungs-
jahr) eine 1 1/2-jährige getrennte Be-
schulung bis zur Schulabschluss-
und Gesellenprüfung erfolgen.
Auch sollten die Absolventen sepa-
rate Lehrabschlüsse in den beiden
Ausbildungsberufen erhalten. Die
Prüfung sollte unter der Obhut 
der Landmaschinenmechaniker-In-

nung durch einen Prüfungs-
ausschuss erfolgen, dessen Mitglie-
der auf dem Baumaschinensektor
entsprechende Erfahrung haben.
Obwohl sich Bauindustrie und
Kommune einig sind, dass es besser
wäre, eine Trennung in zwei eigene
Ausbildungsrichtungen schon nach
dem 1. Lehrjahr, also nach der ge-
meinsamen Grundstufe, durchzu-
führen, dürfte der beschriebene
Vorschlag als ein möglicher Weg aus
der Sackgasse sein. Diese Kom-
promisslösung würde ein erster
Schritt in die richtige Richtung be-
deuten. Im Rahmen der Aufgaben-
gebiete des Baukompetenzzen-
trums Neumarkt wäre auch an der
Staatlichen Berufsschule Neumarkt
ein Pilotprojekt zum „Bau- und
Kommunalmaschinenmechaniker“
denkbar. So könnte zum Beispiel in
einem Modellversuch der neue Be-
ruf zur Erprobung eingeführt wer-
den.

Wie geht es weiter?

Die am Europaprojekt beteiligten
vier beruflichen Schulen werden in
diesem Jahr die Arbeiten für das
neue Berufsbild mit Rahmenlehr-
plan zum „Bau- und Kommu-
nalmaschinenmechaniker“ fort-
führen. Dafür sind weitere Arbeits-
treffen sowie Lehrer- und Schüler-
austauschmaßnahmen geplant. Das
nächste Meeting findet im März
2000 in Bregenz am Bodensee statt.
Für das Schuljahr 2000/01 beabsich-
tigen die Landesberufsschulen Mi-
stelbach und Bregenz sowie das
Bracknell and Wokingham College
den neuen Beruf in einer einjährigen
Erprobungsphase einzuführen. Die
Staatliche Berufsschule Neumarkt
hofft, dass bis zu diesem Zeitpunkt
bildungspolitische und innungsspe-
zifische sowie organisatorische Hür-
den auf einem lohnenswerten Weg
genommen werden, um das neue
Berufsbild auch in Bayern oder evtl.
sogar bundesweit anbieten zu kön-
nen. Schließlich bleibt zu hoffen,
dass das gemeinsame Projekt im
Sinne des europäischen Gedankens
und letztlich zum Wohle unserer
Auszubildenden erfolgreich ab-
geschlossen werden kann.
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Das neue Modellversuchsprogramm,
für das in vier Jahren ca. 24 Mio. DM
(Bund/BMBF und Länder) zur Verfü-
gung stehen, ist zum 01. Oktober 1999
in einer ersten, und zum 31.12.1999 in
einer zweiten Antragsrunde mit ver-
schiedenen Vorhaben gestartet. In-
nerhalb dieses Programms können
noch weitere Programmelemente ge-
fördert werden, die in der Regel eine
Laufzeit von drei Jahren haben. Das
Modellversuchsprogramm soll gezielt
an bereits verfügbare Erkenntnisse
und Erfahrungen zur Lernortkoope-
ration ansetzen. Modellversuche in
diesem Programm müssen das Rad
nicht neu erfinden, sondern können
auch an Bekanntem und Bewährtem
ansetzten und die Erfahrungen wei-
terführen. Wesentlich für die Einrei-
chung von Förderanträgen ist es da-
her, dass sie möglichst genau in die
Maßnahmenbereiche passen, die den
Innovationsfokus des Programms
umschreiben. Insgesamt werden 5
Maßnahmenbereiche ausgeschrie-
ben:
1. Entwicklung von kooperativen

Konzepten zur Curriculumpräzi-
sierung vor Ort sowie von Instru-
menten zur ausbildungsprozess-
begleitenden Beurteilung von Me-
thoden- und Sozialkompetenz.

2. Entwicklung von ordnungspoli-
tisch kompatiblen Modulkonzep-
ten mit Verbindungen zur berufli-
chen Weiterbildung.

3. Integration und didaktische Ge-
staltung von Praxisbezügen in voll-
zeitschulischen Ausbildungsgän-
gen.

4. Lernortübergreifende Entwicklung
von Förderansätzen zur Sicherung
des Ausbildungserfolgs von beson-
deren Zielgruppen.

5. Entwicklung der institutionellen
und personellen Bedingungen zur
Intensivierung und Verstetigung
von Lernortkooperation.
Das Programm richtet sich an be-

rufliche Schulen, Institute in der be-
ruflichen Bildung, sowie Einrichtun-
gen der Lehreraus- und -weiterbil-
dung , die einen modellhaften Beitrag
zur Kooperation der Lernorte in der
beruflichen Bildung leisten möchten.
Neben Einzelprojekten können auch
Verbundprojekte gefördert werden, in
denen Berufsbildungsinstitutionen
oder mehrere berufliche Schulen mit
externen Partnern aus Hochschule
bzw. Wissenschaft ein Projektkonsor-
tium bilden.

Interessierte Institutionen wenden
sich bitte an den Programmträger (s.
u.), der zur Beratung bei der Planung,

Beantragung und Umsetzung des Mo-
dellversuchs zur Verfügung steht. Der
endgültige Abgabeschlusstermin ist
auf Anfrage erhältlich.

Zur Vorabinformation können
Dossiers zu den einzelnen Maßnah-
menbereichen sowie eine aktuelle
Programminformation für Antragstel-
ler beim Programmträger angefordert
werden. Beides ist aber auch im Inter-
net unter folgender Adresse abzuru-
fen:
http://www.wiso.uni-erlangen.de/
WiSo/BWI/WiPd/seiten/kolibri/ko-
lindex.html
Anfragen richten Sie bitte an:
Lehrstuhl für Pädagogik, insb. Wirt-
schaftspädagogik
Prof. Dr. Dieter Euler
Universität Erlangen-Nürnberg
Lange Gasse 20, 90403 Nürnberg
Tel.: 09 11/53 02-3 22
Fax: 09 11/53 02-3 54
E-Mail: knippel@wiso.uni-
erlangen.de
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Das neue BLK-Programm:

„Kooperation der Lernorte in der beruf-
lichen Bildung (KOLIBRI)”
Dritte Antragsrunde ist gestartet

Exempla trahunt
Jeder Pädagoge freut sich über Beispiele, um den oft trockenen Lehrstoff zu veranschau-
lichen. Die Spenden-Affäre bietet besonders einem Handelslehrer einleuchtende Bei-
spiele für viele Unterrichtsfächer:

1. Buchführung: Die Grundsätze der ordnungsmäßigen Buchführung, verankert im
HGB, verlangen, dass die Eintragungen in den Büchern vollständig, richtig, zeitge-
recht und geordnet vorzunehmen sind. Zahlungen ohne Belege (schwarze Kassen)
sind ein Verstoß gegen diese gesetzlichen Vorschriften.

2. Wirtschaftslehre: Zahlungsverkehr (bare, halbbare, bargeldlose Zahlung). In der
Spendenaffäre wird gezeigt, dass auch die eigentlich veraltete Barzahlung bei Millio-
nenbeträgen in manchen Fällen durchaus noch ihre Berechtigung hat.

3. Sozialkunde: Gemäß Art. 21 Grundgesetz müssen die Parteien über die Herkunft und
Verwendung ihrer Mittel Rechenschaft abgeben. Dass es dafür eines Untersuchungs-
ausschusses (siehe www.bundestag.de) und eines staatsanwaltlichen Ermittlungs-
verfahrens bedarf, weiß sicher nicht jeder Jugendliche.

Das abstrakte Thema “Gewaltenteilung” läßt sich künftig mit der gegenwärtigen Ar-
beit der Justiz (Staatsanwaltschaft, Gerichte) zeigen. Einen Leckerbissen der An-
schaulichkeit bietet aber die funktionierende Gewaltenkontrolle durch die Oppositi-
on im Bundestag und durch die Macht der vierten Gewalt (Presse, Medien) bei der
Aufdeckung der Transaktionen.

4. Rechnungswesen: Die “schwarze” Verteilung von Spenden, die fehlende Versteue-
rung von Kapitalerträgen aus Treuhandkonten fordert geradezu dazu heraus, den
Zinsverlust für den Fiskus mit der Zinsformel zu berechnen.

5. Religion/Ethik: Die Notwendigkeit ethischer Grundsätze in Wirtschaft und Politik ist
ab jetzt sofort einsichtig. Die Verführung des Menschen durch Macht und Geld kann
exemplarisch gezeigt werden. Die geistig-moralische Wende, die Herr Dr. Kohl zu Be-
ginn seiner Amtszeit als Bundeskanzler angekündigt hat, wird nun hoffentlich eintre-
ten.

Es werden sicher in den nächsten Wochen und Monaten weitere fächerübergreifende
Unterrichtshilfen im Laufe der Spendenaffären kostenlos angeboten werden. Ein lern-
bereiter Handelslehrer bedankt sich bereits jetzt. Richard Kuhner

Glosse



KV-Nürnberg

Traditionelle Jahres-
abschlussfeier

„Der bewegte Verband“ oder „Das
bewegte Schulwesen der Stadt
Nürnberg“ hätten als Überschrift
für den Jahresrückblick 1999 dienen
können. Ein bewegtes Jahr war es al-
lemal. Im Mittelpunkt stand für ei-
nen großen Teil der Verbandsmit-
glieder die „Umsetzung der Struk-
turreform an den beruflichen Schu-
len der Stadt Nürnberg“, kurz Um-
strukturierung genannt. Reinhold
Burger, stellv. Kreisvorsitzender,
stellte diesen Vorgang deshalb auch
an den Anfang seines Rückblicks
und wies darauf hin, dass es der VLB
war, der sich intensiv mit mehreren
Veranstaltungen an der Strukturdis-
kussion aktiv beteiligte. „Der Ver-
band ist den Ansprüchen, die an ihn
gestellt werden in dieser Sache voll
gerecht geworden“ konstatierte er. 

Unerfreulich, so musste festge-
stellt werden, war das berufsbeding-
te Ausscheiden von Prof. Dr. Egon
Trump aus dem Vorstand. Der Logi-
stikexperte wurde mit einem Wan-
derbuch seiner neuen Wahlheimat
Lörrach und einem limitierten,
maßstabsgetreuen Lkw-Modell der
Firma Nagel-Logistics-United King-
dom verabschiedet. 

In seiner Situationsbeschreibung
stellte Burger fest, dass derzeit das
Engagement der jüngeren Mitglie-
der nicht den Erwartungen ent-
spricht. Zukünftig muss sich der
Verband mehr mit den Bedürfnis-
sen dieser Altersgruppe auseinan-
dersetzen, um sie für eine aktive
Mitgliedschaft im Verband zu akti-
vieren. Dies könnte in Arbeitskrei-
sen geschehen, die ja nicht zwangs-
läufig streng institutionalisiert sein
müssen. Es ist Aufgabe des Verban-
des Impulse für solche Arbeitsgrup-
pen zu geben und für sie ein Forum
zu schaffen. Hierfür benötigt der
Verband jedoch die Ideen und den

Einsatz der Mitglieder. Reinhold
Burger appellierte an die Anwesen-
den, diese Gedanken an die nicht
anwesenden Mitglieder weiterzuge-
ben und die Vorstandschaft durch
eine rege Beteiligung an den geplan-
ten Veranstaltungen und in kon-
struktiven Gesprächen zu unter-
stützen.

Anschließend richteten die bei-
den Vertreter des Rates der Stadt
Nürnberg, Franz Gebhardt für die
CSU-Fraktion und Theodorakis
Agathagelitis für die SPD-Fraktion,
Grußworte  an die Mitglieder. Brigit-
te Wellhöfer, B90/Die Grünen,
konnte aus terminlichen Proble-
men leider nicht persönlich teilneh-
men. 

Horst Lochner, der Bezirksvorsit-
zende Mittelfrankens, nahm mit der
stellv. Kreisvorsitzenden Ann-Mar-
gret Müller die Ehrungen vor. An der
Spitze standen diesmal Kollegin
Kristin Raab, die an der Beruflichen
Schule 14 unterrichtet und drei Kol-
legen: Dieter Junge, Schulleiter der
Beruflichen Schule 11, Karl May von
der Beruflichen Schule 4 und Gerd
Schlegel aus der Beruflichen Schule
1. Sie wurden  für 30 Jahre Mitglied-
schaft geehrt. Auf 25 Jahre Mitglied-
schaft konnte Hanns-Werner
Heckel zurückblicken. Für 20 Jahre
Mitgliedschaft wurde Ramona
Schneider, Werner Reichenbach
und Stefan Schopper sowie Jürgen
Anzt vom Berufsbildungswerk ge-
ehrt. 10 Jahre sind Ute Baur, Jutta
Horn, Wilhelm Fensel, Hermann-
fried Heller und Klaus-Arnold Metz-
laff im Verband. Dem Goethejahr
angepasst erhielten die Jubilare zu
ihren Urkunden die Erzählung
„Goethe und der Ginkyo“ von Sieg-
fried Unseld. 

Dies stimmte auf den folgenden
Programmpunkt ein.  Wie bereits im
vergangenen Jahr war es unserem
Kontaktkollegen Manfred Müller
gelungen, den Pantomimen Werner
Müller mit Ausschnitten aus seinem
Programm „Goethe zum Vergnü-
gen“ zu gewinnen. In seiner einzig-
artigen Mischung aus Erzählkunst,
Pantomime und Körpertheater be-
geisterte er die nahezu 70 anwesen-
den Mitglieder und Gäste. Goethes
Beziehungen zum weiblichen Ge-

schlecht stand im Mittelpunkt der
Darbietung, die durch einige Zuga-
ben ergänzt wurde.

Nach diesem kulturellen Höhe-
punkt wünschte der gesamte Vor-
stand ein frohes Weihnachtsfest
und einen guten Rutsch in das neue
Jahrtausend. Heitere Gespräche
zwischen den Teilnehmern ließen
den Abend ausklingen.

Reinhold Burger
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Bezirks- und
Kreisverbände

"Schulinnovation 2000"

Am Augsburger Kongress "Schulin-
novation 2000 – Schulen auf dem
Weg" (11./12. April 2000) nehmen
auch zwei Berufsschulen der Stadt
Nürnberg, B2 und B3, als aktive
Schulen teil. Beide freuen sich dar-
auf, ihr Konzept einer Pädagogi-
schen Schulentwicklung in der
Augsburger Kongresshalle präsen-
tieren und mit den Besucherinnen
und Besuchern diskutieren zu kön-
nen.

In diesem Zusammenhang weist
der Kreisverband Nürnberg auch
auf sein Vorhaben hin, nach dem
Kongress einen Arbeitskreis
"Pädagogische Schulentwicklung"
ins Leben zu rufen. Ziel soll es sein,
allen interessierten Mitgliedern ei-
ne Möglichkeit zum Erfahrungsaus-
tausch zu allen Feldern der "Organi-
sation Schule" zu bieten, die bei
Weiterentwicklungsprozessen in
pädagogischer, aber auch in bil-
dungspolitischer und dienstrechtli-
cher Hinsicht betroffen sind. 

Interessierte Kolleginnen und
Kollegen werden gebeten, sich dies-
bezüglich mit Dr. Manfred Müller
(beratendes Mitglied des Kreisver-
bandes Nürnberg in Sachen Päda-
gogische Schulentwicklung) in Ver-
bindung zu setzen, damit die inhalt-
liche Gestaltung des Arbeitskreises
so nah wie möglich an den Erwar-
tungen der Interessentinnen und
Interessenten ausgerichtet werden
kann. 

Kontaktadresse: Berufsschule 3
Nürnberg, Dr. M. Müller,  Sulzba-
cher Str. 102, 90489 Nürnberg, Tel.:
(0911) 2 31 28 10, E-Mail (privat):
dr.m.h.mueller@t-online.de.

Dr. Manfred Müller



KV Oberbayern-Nordwest 
und Südwest

Kontaktlehrertagung in
Starnberg

Mehr Schüler in weniger 
Klassen

Von der deutschsprachigen Schweiz
bis ins Saarland und nach Hessen
reicht der Sprengel für Fischwirte an
der Berufsschule Starnberg, wo der
stellvertretende Schulleiter Bruno
Albrecht und der Kreisvorsitzende
Peter David im November 1999 die
Kontaktlehrer von Oberbayern
Nordwest und Südwest zu ihrer
Herbsttagung begrüßen konnten. Im
Mittelpunkt der Tagung stand das
Referat von Bezirksvorsitzenden und
Bezirkspersonalrat Peter Wawra über
die Lage an den oberbayrischen Be-
rufsschulen.

An den staatlichen Schulen gibt es
499 Berufsschüler mehr, aber zwei
Klassen weniger als im Vorjahr, wo-
bei die Situation an den einzelnen
Schulen sehr unterschiedlich ist. Die
Stadt München hat 1.378 Berufs-
schüler und 54 Klassen mehr. Es wird
vermutet - endgültige Klarheit be-
steht noch nicht - dass „Miniklas-
sen“ vom Freistaat nach München
verlagert werden. Die durchschnitt-
liche Klassenstärke liegt in Oberbay-
ern bei 21,69 Schülern und ist damit
im Vergleich zum Vorjahr mit einer
Klassenstärke von 21,3 leicht ange-
stiegen.

Sieben Planstellen konnten in
Oberbayern nicht besetzt werden.
Die Stadt München hat mit 120 Be-
rufsschullehrern so viele Neueinstel-
lungen wie niemals zuvor vorge-
nommen; viele Bewerber beim Frei-
staat, die eine für sie unattraktive
Stelle zugewiesen bekommen hat-
ten, wie z.B. eine Dreiviertelstelle
oder einen unerwünschten Dienst-
ort, sind nach München auf eine
volle Stelle gegangen. In Oberbayern
konnten 23 neue Berufsschullehrer
eingestellt werden, dazu kommen
noch sechs „Grenzgänger“ aus be-
nachbarten Regierungsbezirken.

Von den 23 Anträgen auf Alters-
teilzeit - an fast jeder staatlichen Be-
rufsschule ein Lehrer - wurden alle

genehmigt. Im Vorfeld war aber ein
Kollege der Aufforderung nachge-
kommen, seinen Antrag zurückzu-
ziehen, weil an seiner Schule sonst
erhebliche Mehrarbeit angefallen
wäre. Wawra geht davon aus, dass
die Genehmigung von Altersteilzeit
in Zukunft restriktiver gehandhabt
wird.

Die Mehrarbeit an den staatlichen
Berufsschulen beträgt 119 Stunden
pro Woche, was eine Zunahme von
17,82% gegenüber dem Vorjahr be-
deutet. Der Unterrichtsausfall hat
ebenfalls zugenommen und macht
jetzt 436 Stunden aus, ein Plus von
33,33%, wobei in erster Linie die
Fächer Deutsch, Religion und Sport
betroffen sind, in geringerem Maße
auch Sozialkunde. Der Ausfall lässt
sich mit nebenberuflichen Lehrkräf-
ten kaum ausgleichen, da die Schul-
leiter gehalten sind, mit dem Etat für
Nebenberufliche so sparsam wie
möglich umzugehen.

Man kann davon ausgehen, dass
sich der Trend zu mehr Schülern in
weniger Klassen fortsetzen wird, da
die derzeitigen Referendare nur
noch 60% der ausscheidenden Leh-
rer ersetzen können. Das übliche
Maß an Zuwanderung aus anderen
Bundesländern wird diese Lücke
nicht schließen. Auf Anfrage aus dem
Kreis der Kontaktkollegen bestätigt
HPR Horst Hackel, dass im Kultusmi-
nisterium erwogen wird, stellungslo-
se Gymnasiallehrer über ein zwei-
jähriges Zusatzstudium zu Berufs-
schullehrern umzuschulen. Konkret
liegt noch nichts vor; die Maßnahme
soll aber streng kontingentiert wer-
den. Berufsschullehrer einiger Bun-
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Peter Wawra berichtet den
Kontaktlehrern, rechts Kreis-
vorsitzender Peter David

desländer können in Bayern nicht
eingestellt werden, weil ihre Ausbil-
dung nicht anerkannt wird. Auf An-
regung von Dr. Elfriede Bärwinkel
wird der Verband beauftragt, darauf
hinzuwirken, dass zunächst solche
Berufsschullehrer anerkannt und
eingestellt werden, bevor Philologen
an die Berufsschule kommen.

Aufgrund einer Änderung des
BayEUG fällt die BAS als eigene
Schulform in Zukunft weg; die BAS-
Lehrer werden in die Berufsschulen
integriert. Die noch ausstehenden
Einweisungen in eine Funktionsstel-
le A 15 wurden noch nicht beschie-
den, es stehen aber für Beförderun-
gen nach A 14 und A 15 genügend
Stellen zur Verfügung, wobei zu be-
achten ist, dass die Beförderungs-
wartezeiten bereits vor einiger Zeit
um zwölf Monate verlängert wurden.

Hauptpersonalrat Horst Hackel
dankt allen Kollegen für die an der
Basis geleistete Arbeit, die zu dem
hervorragenden Ergebnis des VLB
bei den Hauptpersonalratswahlen
geführt hat. Die Staatsregierung hat
neue Beurteilungsrichtlinien ent-
worfen; der Hauptpersonalrat wird
diesen Entwurf ablehnen. In Arbeits-
kreisen will der Verband einen eige-
nen Entwurf erarbeiten. Des weite-
ren setzt sich der HPR für die Ab-
schaffung der Zweidrittel-Stellen
ein. LUZ ist endgültig gestrichen
worden, es gilt wieder die Mehrar-
beitsverordnung. Über die Aufrech-
nung und Übertragung von Stunden
und über die Beurlaubung von Prü-
fungsklassen wird der Hauptperso-
nalrat in VLB-akzente informieren.

Wieland Schöne



KV Bayreuth-Pegnitz

Kreisversammlung 

Wie immer  vor dem Jahreswechsel
fand die diesjährige VLB-Kreisver-
sammlung  in den Räumlichkeiten
der BS II Bayreuth statt. Als Gast re-
ferierte Regierungsamtmann Hüb-
ner von der Be-zirksfinanzdirektion
Ansbach (Außenstelle Bayreuth)
über das Versorgungsrecht der Be-
amten. Der stellvertretende Landes-
vorsitzende Armin Ulbrich und die
stellvertretende Bezirksvorsitzende
für Oberfranken, Dr. Angelika
Rehm, nahmen Stellung zu aktuel-
len Fragen des beruflichen Schul-
wesens.

Ein Thema, das im Kollegium z. Z.
diskutiert wird, ist der Unterrichts-
ausfall, der ab Beginn der Prüfung
bei der IHK/HWK eintritt, weil die
Berufsschüler dann nicht mehr die
Berufsschule besuchen. Eindeutige
Regelungen seitens des KM sind
nicht vorgegeben. Einzelne Berufs-
schulen praktizieren im voraus
“selbstgestrickte” Lösungen zum
Thema Unterrichtsausfall. In der
Vergangenheit gehörten Lehrkräfte
mit Vertretungsstunden schon im-
mer zu den Verlierern, da diese Stun-
den mit den Ausfallstunden verrech-
net wurden. Nun gibt es in einer
Schule sicher Lehrkräfte, die in meh-
reren Prüfungsausschüssen in viel-
fältiger Form aktiv sind. Rechnet
man den Ausfallstunden die Stun-

den für ehrenamtliche Tätigkeit da-
gegen, stellt sich heraus, dass diese
Lehrkräfte viel fleißiger sind, als an-
genommen wird. Es drängt sich da-
bei der Frage auf, warum gerade die
Berufsschule der Vorreiter bei einer
Unterrichtskompensation sein soll.
Eine Antwort des KM könnte sein,
dass bei einer Berufsschuldauer von
drei Jahren ca. ein Drittel aller Lehr-
kräfte betroffen sind, beim Gymna-
sium nur ca. 1/9 der Lehrkräfte. Wel-
che Antworten können bei den Fa-
choberschulen, Berufsoberschulen
Wirtchaftsschulen und Realschulen
erwartet werden? Eine Lösung des
Problems ist momentan nicht in
Sicht, noch vielfältige Überlegungen
sind anzustellen.

Als Höhepunkt der Veranstaltung
galt die Ehrung langjähriger Mitglie-
der im VLB. Der VLB-Kreisvorsit-
zende Paul Beetz bedankte sich bei
allen Jubilaren recht herzlich für die
langjährige Treue zum Berufsver-
band, außerdem wurden  Glück-
wünsche von Armin Ulbrich und Dr.
Angelika Rehm übermittelt. Auf eine
45-jährige Mitgliedschaft können
Annemarie Döllfelder und Helmut
Münch zurückblicken, Erich Frey
auf 40 Jahre, Melitta Stahl auf 35 Jah-
re, Sigmund Müller, Kurt Mühlhäu-
ser und Norbert Preininger auf  30
Jahre, Manfred Festel und Horst
Rustler auf 25 Jahre. Der VLB-Kreis-
verband verabschiedete sich mit
den besten Wünschen für das neue
Jahrtausend. Paul Beetz

Fachgruppe Hauswirtschaft

VLB trifft unterfränkische
SPD-Landtagsabgeordnete

„Keine Fachlehrer aus der Retorte!“,
hieß es im Plädoyer für die Erhal-
tung der berufsbezogenen Fachleh-
rerausbildung anläßlich eines Ge-
spräches des VLB mit unterfränki-
schen SPD-Landtagsabgeordneten
in Würzburg. Dazu eingeladen wa-
ren auch Betroffene, also Studieren-
de und Eltern.

Sorge bereiten die Anträge von
SPD und CSU, einen Modellversuch
mit verändertem Ausbildungsver-
lauf zu starten, obwohl sich die 1998
vom Landtag beschlossene Neuord-
nung an Fachakademien in erstma-
liger Durchführung befindet, deren
frühester Erstabschluss im Juli 2000
erfolgen kann.
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Bild von links: Paul Beetz, Ruth Bankmann, Erich Frey, Annemarie Döllfelder, Manfred Festel,
Sigmund Müller, Kurt Mühlhäuser, Horst Rustler, Dr. Angelika Rehm, Helmut Münch und Armin
Ulbrich.

Referate und
Fachgruppen



Inhaltlich formulierten anwesen-
de Fachlehrerinnen und Studieren-
de an Fachakademien berechtigte
Einwände gegen die am Institut (fa-
vorisiert von CSU) oder Fachakade-
mien (favorisiert von SPD) geplan-
ten Modellversuche: Eine reine In-
stitutsausbildung ist in zweifacher
Hinsicht abzulehnen, da die Ausbil-
dung zu wenig berufsbezogen ver-
läuft und somit eine Fachlehrer-
tätigkeit eingeengt wird im Ver-
gleich zur bisherigen Ausbildung,
die zugleich  mehrere Berufsab-
schlüsse beinhaltet.

Dadurch sinken auch drastisch
die Berufschancen für die Absolven-
ten, die als ‚Staatlich geprüfte Haus-
wirtschaftliche Betriebsleiterin‘
vielfältig einsetzbar sind (z. B. in der
Energieberatung oder Cateringma-
nagement etc…)

Über diese ‚Eingleisigkeit‘ hinaus
ist zu befürchten, dass eine weitere
Verkürzung der Ausbildungszeit zu
pädagogischen Überforderungen
führen kann, wenn zu junge Fach-
lehrkräfte eigenverantwortlichen
Unterricht mit 20 Jahren überneh-
men müssen.

FG Bautechnik

Wegweiser zu 18 moder-
nisierten Berufen in der
Bauwirtschaft

Die Berufsausbildung in der Bau-
wirtschaft ist in der Zukunft ange-
kommen. Mit modernisierten Aus-
bildungsregelungen für 18 Berufe in
der Bauwirtschaft wird seit dem 1.
August 1999 dem umfassenden
Wandel Rechnung getragen, der
sich im Baubereich in den letzten
zwei Jahrzehnten vollzogen hat. Um
allen an der Berufsausbildung im
Baubereich Beteiligten die Übertra-
gung der nach 25 Jahren grundle-
gend modernisierten Regelungen in
ihre tägliche Ausbildungspraxis zu

erleichtern, hat das Bundesinstitut
für Berufsbildung (BIBB) zusam-
men mit der Industriegewerkschaft
Bauen-Agrar-Umwelt, dem Haupt-
verband der Deutschen Bauindu-
strie e.V. und dem Zentralverband
des Deutschen Baugewerbes e.V. die
wichtigsten Merkmale der Neuord-
nung in einer Broschüre zusam-
mengestellt. Ziel dieses praktischen
Wegweisers zu den neuen Berufen
in der Bauwirtschaft ist, den Ausbil-
dungsbetrieben, Ausbildern, Be-
rufsschullehrern, Auszubildenden
und schließlich der interessierten
Fachöffentlichkeit die entscheiden-
den Überlegungen und Hintergrün-
de der Neuordnung verständlich zu
machen, einzelne Aspekte näher zu
erläutern und so zu einem besseren
Verständnis der neuen Ausbil-
dungs- und Prüfungsregelungen in
der Bauwirtschaft beizutragen. Die
Broschüre stellt die wesentlichen
Inhalte, Strukturen und die Organi-
sation der modernisierten Ausbil-
dung in der Bauwirtschaft ein-
schließlich der neuen Regelungen
für die Gesellen- und Abschlußprü-
fung vor und erläutert
• die berufliche Grund- und Fach-

bildung
• die Stufung der Ausbildung
• die Ausbildung in überbetriebli-

chen Ausbildungsstätten
• den Berufsschulunterricht
• die Abschlußprüfung/Gesellen-

prüfung und
• den neuen Ausbildungsberuf

„Spezialtiefbauer/in“.
Übersichten über die Berufsbil-

der, ihre zeitlichen Richtwerte und
ihre inhaltlichen Strukturen kom-
plettieren diesen praktischen Ratge-
ber für die Ausbildung in der Bau-
wirtschaft.

Die Veröffentlichung versteht
sich als Erläuterung zum Verord-
nungstext und konzentriert sich auf
besonders erklärungsbedürftige
Sachverhalte. Der vollständige Ver-
ordnungstext sollte beim Lesen der
Broschüre hinzugezogen werden.

Bezugsquelle: Die Broschüre „Berufsausbil-
dung in der Bauwirtschaft“ ist zum Preis von
DM 5,00 zu beziehen beim W. Bertelsmann
Verlag GmbH & Co. KG, Postfach 10 06 33,
33506 Bielefeld, Tel. (05 21) 9 11 01-0 
Fax: (05 21) 9 11 01-79
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… liebe Leserinnen und Leser, erscheint Ihnen sicher bekannt. In der Tat, wir hatten es in unserer
Januarausgabe bereits veröffentlicht, weil sich damals unverhofft Platz ergab, der gefüllt werden
mußte. Die Gesprächsrunde mit den Sozialdemokraten im Städtischen BBZ für Hauswirtschaft
und Sozialwesen, Würzburg, hatte kurz vorher stattgefunden hatte. Die journalistisch nicht übli-
che Vorgehensweise einer Doppel-Veröffentlichung wollen Sie uns bitte verzeihen. Der Informati-
on tut es keinen Abbruch – im Gegegenteil – und die Abgebildeten werden nicht böse sein. Sie sind
von links MdL Rainer Boutter, Dorothea Helbig (VLB), Hermann Sauerwein (VLB), MdL Karin
Pranghofer, Schulleiter Wilhelm Ott, MdL Gerhard Hartmann, Carolin Oesmann (Studierende),
Herbert Stapf (Elternvertreter), MdL Ruth von Truchseß, Verena Hartmann und Elke Röhner (Stu-
dierende), Barbara Kaschkat (stellvertretende Schulleiterin).

Insgesamt konnte in einer sachli-
chen Gesprächsatmosphäre Kon-
sens in den vorgenannten Punkten
erzielt werden, was durch den allge-
meinen Wunsch den beruflichen
Bildungsweg zu erhalten noch ab-
gerundet wurde. Dorothea Helbig

Dieses Foto …



Steuerreform 2000 – eine
Wunderkerze?
Lachend verkündeten Bundeskanzler
Gerhard Schröder und Bundesfinanz-
minister Hans Eichel kurz vor Heili-
gabend 1999 in Berlin medienwirk-
sam im Blitzlichtgewitter der Presse-
leute und Journalisten ihr Weih-
nachtsgeschenk an die Republik: 70
Milliarden D-Mark Steuerentlastung
im bisher größten Steuerreformwerk
in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland!

Ähnliches hörten wir doch schon
einmal? Die Akteure hiessen damals
Kohl und Waigel. Die Versprechen
verpufften wie eine Wunderkerze am
Christbaum, danach war es wieder
dunkel in der Steuerlandschaft. War-
ten wir also ab, was die neuen Steuer-
versprechungen wirklich bringen.

Bei dieser Gelegenheit stösst uns
Pensionären die seit mehr als 20 Jah-
ren (!) zum Nachteil der Beamtenver-
sorgungs-Empfänger bestehende
Diskrepanz zwischen Renten- und
Pensionsbesteuerung heftig auf = X Y
ungelöst!

Das mutige Finanzgericht Münster
hat nun erneut an das Bundesverfas-
sungsgericht appelliert, diesem ver-
fassungswidrigen Zustand ein rasches
Ende zu bereiten und vom Gesetzge-
ber die wiederholt angemahnte Neu-
regelung dieses Komplexes ohne wei-
teres Taktieren zu verlangen. Der
Sachverhalt ist wohl eindeutig:Der
steuerfreie Raum ist in der Zeit von
1965 bis 1996 bei Rentnern (alleinste-
hend) von 29 936 DM auf 62 103 DM
bzw. 58 861 DM auf 109 874 DM (Rent-
nerehepaar) gewachsen, bei Beam-
tenpensionären (alleinstehend dage-
gen von 15 452 DM auf 22 418 DM bzw.
von 29 984 DM auf 36 836 DM (Pen-
sionärsehepaar).

Es bleibt abzuwarten, ob das Bun-
desverfassungsgericht im Jahr 2000
endlich tätig wird und dem Gesetzge-
ber Dampf macht für eine verfas-
sungskonforme, gerechte Lösung die-
ses unguten und ärgerlichen Zustan-
des. Aber wer interessiert sich schon
dafür, ausser uns, die einst den Treue-
Eid geleistet haben? Winfried Teige

Min.Dirig. Herbert Pascher zum
60. Geburtstag:

Jurist mit Hang zum
Pädagogischen

Im Januar feierte Min.Dirig. Herbert
Pascher seinen sechzigsten Geburts-
tag. Der Jubilar ist seit gut 10 Jahren
Leiter der Abteilung „Berufliche
Schulen“ im Bayerischen Kultusmini-
sterium und als solcher erster An-
sprechpartner für die Vorstandsetage
des VLB.

Wer so viele Begegnungen mit Pa-
scher hatte wie unsere Verbandsspit-
ze, wer so viele Gespräche mit ihm ge-
führt hat, vermag ein zuverlässiges
Urteil abzugeben über den Mann, der
vielerlei Entscheidungen in Sachen
berufliche Bildung zu treffen und
gleichzeitig die Weichen für Innovati-
ves  in diesem Bereich zu stellen hat. 

Weitblick, eine von Grund auf  po-
sitive Lebenseinstellung, Kontakt-
freudigkeit, Offenheit insbesondere
allen Anliegen der beruflichen Bil-
dung gegenüber, eine hohe juristi-
sche Kompetenz, aber auch einen fei-
nen Sinn für das Pädagogische, eine
tolerante Art im Umgang, dies alles
schätzen seine Gesprächspartner an
ihm. 

„Bei dieser Gelegenheit möchte
ich es nicht versäumen zum Aus-
druck zu bringen“, schrieb der VLB-
Landesvorsitzende in seiner Glück-
wunschadresse an Pascher, „dass wir
– die Lehrer an beruflichen Schulen
im Lande – uns glücklich schätzen, in
Ihnen einen so angenehmen und den

Fragen der beruflichen Bildung ge-
genüber so aufgeschlossenen Ge-
sprächspartner im hohen Hause am
Salvatorplatz zu haben“.  

Pascher setzte sich in der jüngsten
Vergangenheit sehr stark für die Neu-
strukturierung der „beruflichen
Oberstufe“ ein. Er initiierte 1990 ei-
nen Modellversuch, der schließlich
zu einer einheitlichen Konzeption
und deren Festschreibung im Bay-
EUG (1997) führte. Bekanntlich wur-
de diese Veränderung der bayeri-
schen Schullandschaft vor allem in
Kollegenkreisen stark  kontrovers dis-
kutiert, und die Zeit ist vielleicht noch
nicht reif für ein endgültiges Urteil
über diese Veränderung.  

Die innere Weiterentwicklung be-
ruflicher Schulen, die vermehrte  De-
legation von Entscheidungskompe-
tenz nach unten  (u. a. die Beteiligung
der Schulen bei Neueinstellungen
von Lehrern), die Verbesserung der
Organisationsstrukturen der Schulen
oder das Faktorenverfahren für die
Lehrerbedarfsberechnung sind nur
einige Aspekte seines Wirkens an der
Spitze der Abteilung.

Obgleich Jurist, gilt Pascher als
entscheidender Impulsgeber auch in
pädagogisch-didaktischen Fragen:
der fächerübergreifende Unterricht
oder die neuen Lehrpläne mit ihren
Lernfeldstrukturen sind z. B. Innova-
tionen, die es ihm  angetan haben. 

Besonders kämpferisch zeigte er
sich, als es in der zweiten Hälfte der
neunziger Jahre darum ging, die Posi-
tion der Berufsschule der Wirtschaft
gegenüber zu behaupten. Wir erin-
nern uns  mit Unbehagen der Töne
aus dem damaligen Bonner Bildungs-
ministerium, die da lauteten: „Der
zweite Berufsschultag muss weg“.
Der VLB und die Jugend im Beruf, sie
hatten in Min.Dirig. Pascher einen
zuverlässigen Anwalt in dieser kriti-
schen Phase.

Pascher ist Oberbayer, schrieb
1960 in Ingolstadt sein Abitur und
studierte in München Rechtswissen-
schaften. 1965 legte er das erste
Staatsexamen ab und trat nach dem
Referendariat 1968 bei der Regierung
von Oberbayern in den Staatsdienst.
Ganze drei Monate später folgte die
Versetzung ans Kultusministerium
mit Einsatz sowohl in der Volksschul-
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abteilung als auch in der Realschul-
und Gymnasialabteilung. Zwi-
schenzeitlich war er beurlaubt für ei-
ne Tätigkeit als wissenschaftlicher
Mitarbeiter im Landtag.

1976 kehrte er als Leiter des
Rechtsreferats für Fachoberschulen,
Berufsoberschulen und Schulbau-
richtlinien ans Kultusministerium
zurück. 1980 übernahm er das
Rechtsreferat für die Berufsschulen,
Berufsschulorganisation, gewerbli-
che und kaufmännische Berufsfach-
schulen, Fachschulen und Fachaka-
demien und Lehrerbildung.

1986 schließlich wurde er stellver-
tretender Abteilungsleiter “Berufliche
Schulen” und nur drei Jahre später
Chef der Abteilung.

Der VLB wünscht Min.Dirig. Her-
bert Pascher nicht nur für das nächste
Lebensjahr, sondern für seine ganze
Zukunft alles Gute, vor allem eine
weiterhin stabile Gesundheit. Er
wünscht dem Jubilar aber auch beruf-
lichen Erfolg wie bisher sowie noch
viele gute Begegnungen mit der Stan-
desvertretung der Lehrer an berufli-
chen Schulen in Bayern. pth

ne Aussagen und Antworten doch
länger grübeln muss – oder soll ?
Vielleicht waren es neben seiner un-
bestreitbaren Fach- und Sachkom-
petenz auch diese Eigenschaften,
die den damaligen Kultusminister
dazu bewogen haben, einmal einen
„gstandenen“ Schulleiter in sein Mi-
nisterium zu berufen – noch dazu ei-
nen aus München. Normalerweise
verläuft der Weg ja etwas anders –
man kommt als Schulleiter aus dem
Kultusministerium heraus –
„gstandn“ oder nicht.

Einen Vorteil der Verbandsarbeit
möchten wir bei dieser Gelegenheit
einfach mal anbringen: Man lernt
viele Leute kennen. Joseph Bogner
mag das vielleicht beruflich genutzt
haben, eindeutig bewiesen ist das
aber für sein Privatleben. Auch das
war wieder einfach nur hinterkünf-
tig von ihm – plötzlich hieß die da-
malige Bezirksvorsitzende des BV
München Inge Bogner.

Sollte der Jubilar auch noch so ko-
kettieren mit seiner Pensionierung,
seinem Rückzug aus dem Tagesge-
schäft – in 10, 20 oder 30 Jahren wird
eine Bezirksvorsitzende/ein Be-
zirksvorsitzender in die Runde
blicken, ihn sehen und erleichtert
die Sitzung eröffnen. Joseph Bogner
ist da, charmant, herzlich, kompe-
tent und – hinterkünftig!

Monika Monat

dungsmitglied und Ehrenmitglied
in unserem Verband. Köttner hat
wie nur wenig andere die ersten
Jahrzehnte unseres Verbandes ge-
prägt und so sei es mir erlaubt eini-
ge wenige Stationen dieser gemein-
samen Geschichte zu erwähnen.

Georg Köttner wurde am 24. De-
zember 1906 in Nürnberg geboren –
ein besonderes Datum für einen be-
sonderen Menschen. Er hat damit in
seinem Leben von seiner Kindheit
im Kaiserreich, über die Jugend in
der Weimarer Republik, dem dritten
Reich und unserer jetzigen Bundes-
republik die gesamte jüngere deut-
sche Geschichte selbst miterlebt.

Es war wohl das schreckliche En-
de der Hitlerdiktatur, das durch sei-
ne gewaltigen gesellschaftlichen
Veränderungen, Georg Köttner zum
landwirtschaftlichen Lehrberuf ge-
bracht hat – eine Entscheidung die
sich im Nachhinein betrachtet als
Glücksfall erwiesen hat. Als einer
der ersten landwirtschaftlichen Be-
rufsschullehrer trat er 1948 den
Dienst an. Sein schulisches Wir-
kungsgebiet war Mittelfranken, be-
sonders der Landkreis Ansbach.
Hier wurde auf seine Initiative hin
eine der ersten landwirtschaftlichen
Berufsschulen gebaut, hier wirkte er
zuletzt als Schulleiter, bevor er 1972
in den Ruhestand verabschiedet
wurde.

Auf der noch vorhandenen Karte
unserer Mitgliederkartei steht bei
Georg Köttner als Eintrittsdatum
nur „seit Gründung“. In der Tat war
er es, der bereits während seiner
Studienzeit die Notwendigkeit eines
Berufsverbandes im Interesse der
Lehrer aber natürlich auch im Inter-
esse des gesamten beruflichen
Schulwesens erkannte. Er war es,
der 1948 die Gründungsversamm-
lung des damaligen Verbandes
bayerischer Landwirtschaftslehrer –
des Vorgängers des heutigen Ver-
bandes der Lehrer an beruflichen
Schulen in Bayern – organisierte.
Von 1948 bis 1950 war er Bezirksvor-
sitzender des Verbandes in Mittel-
franken und anschließend von 1950
bis 1980 als Kassier Mitglied im Lan-
desvorstand. Kein anderes Mitglied
in unserem Verband hat über so lan-
ge Zeit so unwidersprochen und mit
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Joseph Bogner 60 – statt
einer Laudatio

Mitgliederversammlung, Delegier-
tensitzung, Arbeitstagung – der Vor-
stand blickt in die Runde. Ist er da? Ja
– na dann kann nichts mehr schief
gehen! Wir versuchen einmal dieses
Gefühl zu beschreiben, wenn Joseph
Bogner im Publikum sitzt, meist
eher im Hintergrund: Der BV Mün-
chen fühlt sich natürlich geehrt
durch die Anwesenheit des Kultus-
ministeriums (man kann dann man-
che Anregungen und Fragen ganz
direkt weiter- oder ableiten) – aber
es ist mehr und eigentlich völlig un-
abhängig von seiner Stellung oder
überhaupt von seiner Zugehörigkeit
zum Kultusministerium. Es wäre ge-
nau so, wenn er als Lehrer, als Perso-
nalvertreter, als Schulleiter der De-
roystraße, als Experte für Dienst-
und Besoldungsrecht anwesend wä-
re. Joseph Bogner bleibt Joseph Bo-
gner – charmant, herzlich und – wie
man in Bayern sagt – hinterkünftig.
So hinterkünftig, dass man über sei-

Zum Gedenken an 
einen Pionier im VLB – 
Georg Köttner

Am Freitag, den 17. Dezember 1999
verstarb kurz vor seinem 93. Ge-
burtstag Georg Köttner, Grün-



so großer Zustimmung ein
Führungsamt ausgeübt. Seine Kas-
senbücher können hinsichtlich Ge-
nauigkeit, Sorgfalt und Sauberkeit
auch heute noch als Vorbild dienen.

Ich stütze mich auf Zeitzeugen,
wenn ich – als Garant für Harmonie
und kollegiales Miteinander unter
den Lehrkräften – die Kompromis-
sfähigkeit und den Humor von Kött-
ner erwähne. Diesen Eigenschaften,
verbunden mit einem außerge-
wöhnlichen Organisationsvermö-
gen und auch der notwendigen
Zähigkeit bei der Verfolgung ge-
steckter Ziele hat unser Verband viel
zu verdanken. Die Ehrenmitglied-
schaft unseres Verbandes, die Georg
Köttner 1980 erhielt, konnte dafür
nur eine kleine symbolische Aner-
kennung sein.

Ein Rückblick auf Jahrzehnte
kann an dieser Stelle nur unvoll-
kommen sein. Gerne noch denke
ich an den September im letzten
Jahr in Triesdorf zurück, wo wir den
50. Jahrestag der Gründung des Ver-
bandes bayerischer Landwirt-
schaftslehrer feiern konnten – Ge-
org Köttner damals als Gründungs-
mitglied geehrte haben – uns er
selbst in einer seiner typischen Re-
den, voll Witz, Lebenserfahrung
und Begeisterung, die ersten Jahre
unseres Verbandes aufgezeigt hat.

Die Trauer über den Tod unse-
res Ehrenmitglieds und das Nach-
denken über seine Leistungen ma-
chen deutlich, wie dankbar wir alle
sein können, dass wir ihn als Freund
und Kollegen gehabt haben.

Horst Lochner

Schmitt, Hubert, 18.02.
80337 München, BV München

Müller, Erich, 22.02.
97456 Dittelbrunn, KV Main-Rhön

Engelhardt, Robert, 24.02.
97816 Lohr, KV Würzburg

Kummer, Sigrid, 24.02.
86163 Augsburg, KV Augsburg

Kinzler, Renate, 25.02.
93049 Regensburg, KV Landshut

Helm, Reiner, 26.02.
91207 Lauf, KV Mfr.-Nord

Albrecht, Günther, 29.02.
82024 Taufkirchen, BV München

In den Ruhestand sind 
gegangen …

Prankel, Marianne (KV Mfr.-Süd)

Wengert, Udo (KV Mfr.-Nord)

Botzlar, Renate (KV Ndb.-Ost)

Krumm, Gerhard (KV Nordschwaben)

Frisch, Ingrid (KV Nordschwaben)

Heid, Marianne (KV Traunstein/BGD)

Namberger, Ludwig (KV Traunstein/BGD)

Kreupl, Helmut (KV Mfr.-Nord)

Berger, Gottfried (KV Würzburg)

Wittmann, Richilt (KV Cham)

Blaschke, Karl (BV München)

Wir trauern um …

Köttner, Georg (92), (KV Mfr.-Süd)

Diertl, Werner (30), (KV Opf.-Nord)
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Wir gratulieren im Februar
zum …

… 80. Geburtstag

Schuberth, Marianne, 15.02.
91054 Erlangen, KV Mfr.-Nord

Palzer, Anna, 17.02.

83471 Berchtesgaden, KV Traunstein/BGL

… 75. Geburtstag

Weiss, Oscar, 04.02.
82266 Inning, KV Obb.-Nordwest

Leiter, Erich, 13.02.
83024 Rosenheim, KV Rosenh.-Miesb.

Schlittenbauer, Alfons, 17.02.
92318 Neumarkt, KV Neumarkt

… 70. Geburtstag

Reinhold, Ernst, 01.02.
83278 Traunstein, KV Traunstein/BGL

Hermann, Hans-Günter, 13.02.
96450 Coburg, KV Ofr.-Nordwest

Bock, Gerda, 15.02.
96450 Coburg, KV Ofr.-Nordwest

Schnellbögl, Josef, 19.02.
93426 Roding, KV Cham

Einfalt, Stephanie, 21.02.
86720 Nördlingen, KV Nordschwaben

Hartmann, Rolf, 23.02.
80803 München, BV München

… 65. Geburtstag

Fischer, Josef, 09.02.
83377 Vachendorf, KV Traunstein/BGL

Stock, Friedrich, 09.02.
83661 Lenggries, KV Obb.-Südwest

Koch, Günter, 19.02.
91710 Gunzenhausen, KV Mtfr.-Süd

Rößler, Wolf, 25.02.
95643 Tirschenreuth, KV Opf.-Nord

Kurzbach, Klaus, 26.02.
94469 Deggendorf, KV Donauwald

Gilch, Matthias, 27.02.
92522 Ansbach, KV Mfr.-Süd

… 60. Geburtstag

Kron, Astrid, 01.02.
97616 Bad Neustadt, KV Main-Rhön

Krahmer, Hans, 03.02.
91477 Markt Bibart, KV Mfr.-Nord

Kohl, Franz-Josef, 05.02.
63741 Aschaffenburg, KV Untermain

Kunz, Friedbert, 05.02.
63820 Elsenfeld, KV Untermain

Seebauer, Karl, 07.02.
83043 Bad Aibling, KV Rosenh.-Miesb.

Bauer, Helmut, 12.02.
86609, Donauwörth, KV Nordschw.

Ruther, Erich, 12.02.
87653 Eggenthal, KV Allgäu

Ackermann, Erwin, 18.02.
92364 Deining, KV Neumarkt

Hahn, Günter, 18.02.
97525 Schwebheim, KV Main-Rhön

Schambach, Peter, 18.02.
81929 München, BV München

1998 bei der Jubelfeier in Triesdorf: Georg
Köttner nimmt die Urkunde für 50jährige
Verbandstreue aus der Hand des Landesvor-
sitzenden entgegen.

In eigener Sache
Erstmals wird VLB ak-
zente in diesem Kalen-
derjahr in 10 Ausgaben
erscheinen. Verlag und
Redaktion haben sich
entschlossen zum Zweck
der Informations-Straf-
fung neben der bisheri-
gen Doppelnummer 8/9
die Monate März/April
zusammenzufassen.

Die Maßnahme läuft
zunächst versuchsweise.
Wenn sie sich als gang-
bar erweist, kann sie für
die Zukunft festgeschrie-
ben werden. -red-
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VLB-Sport

Fußball-Turnier

um die Unterfränkische Meisterschaft 2000 
der Lehrer an beruflichen Schulen

Austragungszeitraum Walter Wagner / Karl-Heinz Dotzler
2. Maí bis 5. Juni 2000 Franz-Oberthür-Schule Würzburg
Anmeldung bis spätestens Tel. 09 31 / 7 95 30
10. April 2000 Fax 09 31 / 7 95 31 13

Volleyball-Turnier

um die Unterfränkische Meisterschaft 2000 
der Lehrer an beruflichen Schulen

am 31. März 2000 umgehende Anmeldung bei
in Bad Kissingen. Thomas Oschmann 
Eine Frauenquote ist bei an der Staatl. Berufsschule
diesem Turnier nicht Bad Kissingen
zwingend vorgeschrieben Tel. 0971/720618

Anregungen für die Durchführung von Turnieren für andere Sportarten nehmen
wir gerne entgegen!

BV – Unterfranken

Pfingstreise des BV Unterfranken
in die AUVERGNE
vom 10.06. bis 18.06.2000

Besuch der Regionen Allier, Haute-Loire, und Puy-de-Dome

Die Fahrt zu einer Auswahl der schönsten romanischen Kirchen, wie z. B. in 
Clermont-Ferrand, Billom, Brioude, Ennezat, Issoire, Mozac, Orcival, 
St.-Saturnin, St.-Nectaire, Le Puy… führt uns durch die größte Vulkanland-
schaft Europas mit ihrer einzigartigen Schönheit.

Leistungen: Fahrt im Fernreisebus mit Bordverpflegung
Übernachtung mit Halbpension in *** Hotels
Clermont-Ferrand (5x), Le Puy (2x), Beaune (1x)
Alle Eintritte des Besichtigungsprogramms
Sicherungsschein
Reiseleitung durch Kollegen Gottfried Berger

Mindestteilnehmerzahl: 30 Personen

Reisepreis: pro Person im Doppelzimmer: DM 1 650,–
Einzelzimmerzuschlag DM 448,-

Fordern Sie bitte Anmeldeunterlagen an bei:
Omnibusreisen Renate Schickram Tel.: 0 97 21/6 19 46
Richard-Strauß-Straße 2, 97469 Gochsheim Fax: 0 97 21/63 01 36

Termine

WIR MACHEN SCHULE!

Wir suchen zum Schuljahr 2000/2001

Lehrkräfte 
für das Höhere Lehramt 
an beruflichen Schulen

– mit der Anstellungsprüfung (2. Staats-
prüfung) in den gewerblichen Fachrich-
tungen

• Bautechnik (Schwerpunkte Bau sowie Ma-

ler und Lackierer, hierbei erfolgt der Einsatz

auch an der Fachschule für das Maler- und

Lackiererhandwerk)

• Elektrotechnik

• Ernährungs- und Hauswirtschafts-

wissenschaften (Schwerpunkt Nahrung)

• Metalltechnik (auch für den Bereich

Augenoptik)

– mit der Anstellungsprüfung (2. Staats-
prüfung) in der Fachrichtung Wirt-
schaftswissenschaften (Diplom-Han-
delslehrerinnen/-lehrer möglichst mit
dem Zweitfach Deutsch oder Englisch)

sowie

Fachlehrerinnen/Fachlehrer 
für Schreibtechnik 

an beruflichen Schulen

die mit Können und Engagement helfen, die

Qualität der schulischen Ausbilddung in

Nürnberg zu sichern.

Sie werden im Angestelltenverhältnis, bei

Vorliegen der Voraussetzungen im Beam-

tenverhältnis beschäftigt.

Bitte senden Sie Ihre aussagefähige Bewer-

bung mit den üblichen Unterlagen innerhalb

von 4 Wochen an

Stadt Nürnberg, Personalamt, 
90317 Nürnberg

Für eine erste Kontaktaufnahme stehen wir

Ihnen unter Telefon (09 11/2 31-2518) ger-

ne zur Verfügung.

Der Frauenförderplan ist Bestandteil unserer

Personalarbeit. Bewerbungen von Frauen

sind deshalb besonders erwünscht. Die

Stadt Nürnberg bemüht sich, Teilzeitwün-

sche zu berücksichtigen. Schwerbehinderte

werden bei gleicher Eignung und Befähi-

gung vorrangig berücksichtigt

Stadt Nürnberg

http://www.nuernberg.de

Nürnberg



Aufgaben der Schulleitung in
Zukunft

Gesellschaftliche Veränderungen im

Blickpunkt des Bamberger Symposi-

ums

270 Teilnehmer/innen aus dem In- und
Ausland hatten sich in Bamberg versam-
melt, um auf dem IV. Schulleitersympo-
sium – einer Gemeinschaftsveranstal-
tung der Akademie Dillingen und der
Universität Bamberg – gesellschaftliche
Umbrüche und ihre Auswirkungen auf
Schule und Schulleitung zu diskutieren.
Im Mittelpunkt standen Vorträge über
Schulleitung und Probleme im Umfeld,
wie z. B. Gewalt und Verhaltensmuster
unter Lehrkräften. In Workshops und
Diskussionsgruppen wurden Anforde-
rungen an eine moderne Schulorganisa-
tion und Aussagen zum Führungshan-
deln analysiert. Erfreulich war die Anwe-
senheit vieler bayerischer Schulleiter/in-
nen, die diese Veranstaltung als Basis für
Reflexion und Fortbildung nutzten.

Untrennbar sind die Namen von Prof.
Heinz Rosenbusch und Akademiedirke-
tor Ludwig Häring mit dieser Veranstal-
tung verbunden: Beide legten 1988 den
Grundstein für dieses Symposium. Sie
betonten erneut die Bedeutung des Lei-
tungsamtes für die Einzelschule: Schul-
leiter/innen können alles ermöglichen,
aber auch alles verhindern! Deshalb or-
ganisiere die Akademie für Lehrerfortbil-
dung und Personalführung, auf deren
Umbenennung Ludwig Häring beson-
ders verwies, Orientierungs- und Quali-
fizierungskurse.

Zahl und Art der Aufgaben nähmen
derart zu, dass die Art der Auswahl von
Führungskräften ein immer größeres
Gewicht erhalte. Rosenbusch wies
Schulleiter/inne/n eine eigene Berufs-
rolle zu und forderte auch dazu auf, mit
Studienanfängern für das Lehramt obli-
gatorische Beratungsgespräche zu
führen und Schulentwicklung zum Bau-
stein im Studium zu machen.

Auf die Vorbildrolle des Schulleiters,
der selbst zu lernen bereit ist und Erfolge
anderen überlassen könne, verwies Prof.
Herbert Altrichter (Linz). Er demon-
strierte anhand eines Fallbeispiels an-

schaulich, welch sensible Rolle der
Schulleiter einnehmen und wie schwan-
kend Schulentwicklung verlaufen kön-
ne.

Prof. Eckart Liebau, Erlangen-Nürn-
berg, forderte dazu auf, Armut unter
Schüler/inne/n und den sozialpädagogi-
schen Handlungsbedarf zu thematisie-
ren. Prof. Wolfgang Melzer, Dresden, hat-
te 3000 sächsische Schüler/inne/n und
Lehrkräfte befragt und beleuchtete das
Thema „Gewalt an Schulen“; Dr. Elisa-
beth Schlemmer, Bamberg, kam auf-
grund ihrer Umfrage zum Freizeitverhal-
ten von Schüler/inne/n zu dem Schluss,
dass es – je nach Familienform – Unter-
schiede in der Erwartungshaltung ge-
genüber Betreuungsangeboten gebe.
Prof. Edith Glumpler, Dortmund, erin-
nerte an die Integrationsleistungen der
Schulen in den vergangenen Jahrzehn-
ten, wies auf vorbildliche Projekte hin
und zeigte Herausforderungen durch die
Vielfalt der Kulturen auf. Dr. Heike
Ackermann, Bamberg, ging der Frage
nach, was Schulen zur Qualitätssteige-
rung leisten könnten.

Große Resonanz erzielte Dr. Helga
Arold, Potsdam, mit ihrem Hinweis auf 4
typische Verhaltens- und Erlebensmu-
ster unter Lehrkräften. Dabei stellte sie
fest, dass es Schulleiter/innen in allen
von ihr untersuchten Bundesländern zu
gut einem Drittel mit dem sog. B-Muster
zu tun hätten, das durch verminderte
Belastbarkeit und negatives Lebensge-
fühl hervortrete. Der G-Typ mit hohem
beruflichen Engagement und ausge-
prägter Widerstandsfähigkeit gegenüber
Belastungen nehme einen geringen An-
teil (ca. 25 Prozent) ein und halte sich mit
dem S-Typ (ausgeprägte Schonungsten-
denz gegenüber beruflichen Anforde-
rungen und hohe Zufriedenheit) die
Waage.

Höhepunkte der Veranstaltung waren
die Abschluss-Statements von 4 Refe-
rent/inn/en mit anschließenden Grup-
pendiskussionen. Dr. Jochen Wissinger,
Osnabrück, nannte das Schulprogramm
das zentrale Instrument, das Verständi-
gung über Ziele notwendig mache. Dipl.
Psych. Simone Schumacher, Qualitäts-
beauftragte der Deutschen Bank AG, gab
zu bedenken, dass Wandel nie ohne den
Menschen, sondern nur mit ihm mög-
lich sei, wobei Schwierigkeiten aufträ-
ten. So falle manche Führungskraft in al-
te Rollenmuster zurück oder sei schwer

zu motivieren, da sie wegen Fachlichkeit
und nicht wegen Führungsqualitäten
aufgerückt sei. Dr. Annette Scheunpflug,
Hamburg, die den Zugang zur Organisa-
tionsentwicklung aus den Biowissen-
schaften gewann, betonte, dass Refor-
men nicht direkt bewirkbar seien und
immer auf alten Strukturen aufbauten,
Entwicklung sich aber beeinflussen lasse
– auch unter erschwerenden Faktoren
wie Zufall, Verschwendung und Egois-
mus. Dr. Peter Schettgen, Augsburg, sah
in der Kommunikation und in der Einbe-
ziehung von Gefühlen und Stimmungen
geeignete Mittel, um die Bereitschaft
zum Wandel zu erhöhen. Führung be-
deute, eine Langzeitwirkung mit ande-
ren durch andere zu erzielen, was sowohl
den Missions- als auch den Visionscha-
rakter unterstreiche.

Workshops, auch unter Leitung von
Dozent/inn/en der Akademie, u.a. zu
den Themen Schulentwicklung, Kon-
fliktlösung, Teamentwicklung und Schu-
linterne Lehrerfortbildung fanden große
Resonanz und gaben Impulse zum Ein-
stieg und zur Durchführung von Schul-
entwicklung.

Eines wurde deutlich: Schulleiter/in-
nen müssen selbst bereit zum Lernen
sein. Eine ihrer kommunikativen Haupt-
aufgaben ist es, die zentrale Verbindung
zwischen Teams an ihrer Schule herzu-
stellen. Das ist nur möglich über Offen-
heit und in einem Klima des Vertrauens.
Hergestellt werden kann es über Authen-
tizität im Handeln.

Das nächste Symposium findet in
zwei Jahren statt. Diese Veranstaltung ist
zu einem festen Bestandteil des Erfah-
rungsaustausches über Schulleitung ge-
worden und hat sich über die Grenzen
Bayerns und Deutschlands in der Fach-
welt etabliert: Sie ist zu einem Orientie-
rungsrahmen für zeitgemäße Schullei-
tung geworden. Die Programmbroschü-
re der Akademie für Lehrerfortbildung
und Personalführung weist im entspre-
chenden Halbjahr dazu weitere Einzel-
heiten aus. ALP
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Nachrichtliches

Neuer KMK-Präsident will
Lehrer in Betriebe schicken

Der neue Präsident der Kultusminister-
konferenz (KMK), Bremens Bildungsse-
nator Willi Lemke (SPD), will die Lehrer
künftig auch in die Betriebe schicken.



„Niemand kann gut über eine Welt in-
formieren, die er nicht kennt“, sagte
Lemke.

Für Lehrkräfte müsse es künftig
„mehr als bisher selbstverständlich wer-
den, eigene Erfahrungen mit der Ar-
beitswelt außerhalb ihres Arbeitsplatzes
Schule zu machen“. Und dies gelte nicht
nur für die Lehrer im beruflichen Schul-
wesen. Er denke dabei insbesondere an
die Pädagogen, „die den Schulabsolven-
ten von morgen einen Eindruck von der
zukünftigen realen Arbeitswelt vermit-
teln müssen“.

Dazu gehöre auch, die Kooperation
zwischen Schulen und externen Part-
nern zu stärken. „Es muss auch nicht
unbedingt ein Lehrer sein, der die
Tücken des Bewerbungsgesprächs mit
den Schülern bespricht, warum nicht
mal ein Personalchef, warum nicht mal
ein Auszubildender, der solche Ge-
spräche gerade erfolgreich hinter sich
gebracht hat?“, fragte Lemke.

Die Kultusministerkonferenz der
Länder sollte sich nach den Vorstellun-
gen Lemkes in der föderalen Bundesre-
publik mehr als eine „Zukunftswerkstatt
für Bildung“ begreifen, in der die Kern-
fragen der Entwicklung des Bildungs-
und Ausbildungssystems aufgegriffen
werden. Die Kultusminister müssten die
Themen besetzen, „auch dann, wenn
nicht unbedingt eine neue KMK-Verein-
barung oder eine gemeinsame Be-
schlussfassung erforderlich ist“.

Lemke: „Themen besetzen heißt für
mich die ‚Botschaft‘ auch deshalb, weil
es der Kultusministerkonferenz wesent-
lich darum gehen muss, innovative Ent-
wicklungen in den Ländern für einen ge-
meinsamen Lern- und Innovationspro-
zess aufzuarbeiten und zu nutzen. Wenn
wir offen unsere Probleme benennen
und sie nicht dem jeweils anderen bil-
dungspolitischen ‚Lager‘ zuschieben,
wenn wir gemeinsam in einen konstruk-
tiven Wettbewerb um die besten Lösun-
gen eintreten, ohne jeweils immer über-
zeugt zu sein, dass wir im eigenen Land
die beste Lösung schon kennen, dann
könnte die Kultusministerkonferenz
sich auch als eine ‚lernende Organisati-
on‘ erweisen.“

Der neue KMK-Präsident erinnerte in
diesem Zusammenhang daran, dass die
Kultusminister sich schon oft bemüht
hätten, bei ihrer Arbeit die Sichtweise
von wissenschaftlichen Experten und

Interessenverbänden einzubeziehen.
Dabei verwies er auf die „schwierigen
Beratungen“ zur Reform der gymnasia-
len Oberstufe, auf den Abschlussbericht
der ‚Gemischten Kommission‘ zur Re-
form der Lehrerbildung und die Diskus-
sionen über Qualitätssicherung und Lei-
stungsmessung in der Schule. dpa

Viel mehr Kinder als früher kämen
morgens schlecht versorgt zur Schule,
sagte Lemke weiter. Es seien mehr Kin-
der geworden, die von ihren Eltern mor-
gens nicht geweckt würden oder Früh-
stück bekämen. Bei seinen Schulbesu-
chen seien ihm sogar Kinder begegnet,
„die mit eingekoteten Hosen herumlie-
fen“.

In der Gesellschaft wie in der Politik
fehle es oft am Respekt gegenüber der
Arbeitsleistung der Pädagogen, meinte
Lemke weiter. Die Bildungsforschung
belege deutlich, dass die Berufszufrie-
denheit und die Motivation der Lehr-
kräfte „entscheidend für ein positives
Schul- und Lernklima“ seien. dpa
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Lemke: Lehrern mehr
Mut zum pädagogischen 
Engagement machen

Lemke sagte, er wolle das Image der
rund 700 000 Lehrer in Deutschland ver-
bessern und ihnen „mehr Mut zum
pädagogischen Engagement“ machen.
„Viele Lehrer machen einen guten Job,
und unter den heutigen Bedingungen ist
das nicht einfach“. Er habe „großen Re-
spekt vor der pädagogischen Leistung“.
Man könne von Pädagogen nicht gute
Arbeit verlangen „und ihnen gleichzeitig
dauernd um die Ohren hauen, was sie
alles nicht tun.“

Die Lehr- und Lernbedingungen an
den Schulen hätten sich in den vergan-
genen Jahren dramatisch verändert,
sagte Lemke. Lehrer müssten sich mit
dem Gewaltphänomen auseinanderset-
zen, also auch immer mehr als Sozialar-
beiter und Ersatz-Erzieher einspringen.
Er habe bei seinen Schulbesuchen enga-
gierte Lehrer getroffen, die einzelne
Schüler „sogar inzwischen von zu Hause
abholen, damit sie den Hauptschulab-
schluss nicht verpassen“.

Betriebe erwarten von 
ihren kaufmännischen 
Azubis PC-Kenntnisse

Fast alle mittelständischen Betriebe er-
warten von ihren kaufmännischen Lehr-
lingen PC-Kenntnisse. Rund 80 Prozent
der Firmen erwarten von den kaufmän-
nischen Azubis, dass sie sich mit Text-
verarbeitungsprogrammen auskennen,
zwei Drittel halten den Umgang mit Kal-
kulationsprogrammen für wichtig oder
sehr wichtig. Die Betriebe gingen in der
Regel nicht davon aus, dass sich ausge-
sprochene Computerfreaks bei ihnen
bewerben, doch immerhin fast jede
zweite Firma überprüfe die Kenntnisse
der Bewerber bei den Vorstellungsge-
sprächen. dpa
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